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                  Das 21. Jahrhundert ist durch eine Vielzahl unvermuteter Ereignisse auf internationaler
                     Ebene geprägt. Wissenschaft und Politik sind daher gut beraten, sich mit einem breiten
                     Spektrum an vorstellbaren Zukünften auseinanderzusetzen.
                  

               

               	
                  Foresight praktizieren wir als eine wissenschaftlich angeleitete Vorausschau, die
                     denkbare Ereignisse und Entwicklungen in der Zukunft mit Blick auf ihre strategischen
                     Implikationen für Deutschland und Europa antizipiert und analysiert. Die strukturierte
                     Beschäftigung mit hypothetischen Situationen bereitet darauf vor, mit tatsächlich
                     eintretenden Überraschungen umzugehen.
                  

               

               	
                  In dieser Studie werden fünf Foresight-Situationen entworfen: die Heraufkunft eines
                     illiberalen Europas; der Sieg Chinas im Wettlauf um das All; eine bahnbrechende Reform
                     des UN-Sicherheitsrats; ein Bruch in Washingtons Ukraine-Politik unter dem Einfluss
                     eines Tech-Oligarchen; die klimawandelbedingte Freisetzung von Krankheitserregern.
                     Dazu kommt ein Rückblick auf ein Szenario, das 2018 entworfen wurde: die Annäherung
                     zwischen Iran und Saudi-Arabien.
                  

               

               	
                  Zentrale Anforderungen an die Situationsschilderungen bestehen darin, dass sie plausibel
                     und in sich konsistent sind, Relevanz für deutsche und europäische Außen- und Sicherheitspolitik
                     besitzen und Handlungsimplikationen beleuchten. Nicht maßgeblich ist dagegen die Eintrittswahrscheinlichkeit
                     des geschilderten Szenarios.
                  

               

               	
                  Angesichts vielfältiger geopolitischer Unwägbarkeiten ist es eine lohnende Aufgabe
                     für Bundesregierung und Bundestag, die Vorausschau-Kompetenz auszubauen.
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               Einleitung: Warum und wie Foresight?

               Lars Brozus / Miranda Böttcher
               

            

            Was hätte es für Konsequenzen, wenn rechtspopulistische Parteien bei den Wahlen zum
               Europäischen Parlament 2024 deutlich erstarken würden? Welchen Einfluss könnten ultrareiche
               Unternehmer auf die Außen- und Sicherheitspolitik der USA gewinnen, etwa hinsichtlich
               der Unterstützung für die Ukraine? Wie würde die EU vor dem Hintergrund des geopolitischen
               Konflikts mit Russland zusammenarbeiten, um die Ausbreitung eines neuartigen Krankheitserregers
               einzudämmen, der aus dem auftauenden Permafrostboden freigesetzt wird? Was müssten
               die Europäer tun, damit sie im Wettlauf zwischen China und den USA um die Erschließung
               des Weltalls nicht abgehängt werden? Welche Dynamik könnte eine umfassende Reform
               und Erweiterung des Sicherheitsrats bei den Vereinten Nationen auslösen?
            

            Die Situationen, die in dieser Vorausschau-Studie der SWP behandelt werden, mögen
               mehr oder minder hypothetisch erscheinen. Warum sich dennoch damit befassen? Die internationale
               Politik der letzten Jahre wurde maßgeblich durch unerwartete Entwicklungen geprägt.
               Die Covid-Pandemie und der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine sind nur die
               gravierendsten Fälle. Wissenschaft und Politik sind deshalb gut beraten, sich mit
               einem breiten Spektrum an vorstellbaren Zukünften auseinanderzusetzen. Mit Hilfe strategischer
               Vorausschau können wir uns besser auf den Umgang mit ungeplanten Situationen vorbereiten.1

         

      

   
      
         
            
               Konzeptioneller Hintergrund

               Mit der aktuellen Foresight-Publikation nimmt die SWP einen Faden wieder auf, der
                  vor über zehn Jahren in der Studie »Ungeplant ist der Normalfall«2 entwickelt wurde: die strukturierte Auseinandersetzung mit zukünftigen Situationen
                  in der internationalen Politik. Foresight verstehen wir in diesem Kontext als wissenschaftlich
                  angeleitete Vorausschau, die denkbare Ereignisse und Entwicklungen in der Zukunft
                  antizipiert und analysiert, vor allem mit Blick auf ihre strategischen Implikationen
                  für Deutschland und Europa. Es handelt sich um die Untersuchung eines fiktiven politischen
                  Geschehens – ein Gedankenexperiment, das sich mit alternativen Annahmen über zukünftige
                  Begebenheiten in der internationalen Politik befasst.
               

               Eine konzeptionell wichtige Unterscheidung separiert Foresight von Forecasts: Bei
                  Foresight im Sinne von Vorausschau geht es anders als bei Forecasts, also konkreten
                  Ereignisprognosen, nicht darum, die Eintrittswahrscheinlichkeit eines bestimmten Geschehens
                  präzise zu benennen, sondern dessen mögliche Effekte herauszuarbeiten. Nachfolgend
                  werden fünf Szenarien entfaltet, die mittel- bis langfristig erhebliche Auswirkungen
                  auf die deutsche und europäische Außen- und Sicherheitspolitik haben könnten. Bundestag
                  und Bundesregierung sollten ihnen daher politische Aufmerksamkeit schenken. Das lohnt
                  sich auch dann, wenn die tatsächliche Entwicklung sich nicht wie beschrieben vollziehen
                  wird – was die Autorinnen und Autoren selbst nicht unbedingt erwarten und was ohnehin
                  kein Bewertungskriterium für die Relevanz strategischer Vorausschau ist. Denn wie
                  ein kursorischer Rückblick auf die internationalen Beziehungen im 21. Jahrhundert
                  zeigt, ist die Politik immer wieder von einschneidenden Ereignissen überrumpelt worden,
                  die als wenig wahrscheinlich galten – vom 11. September 2001 über die Volksaufstände
                  in der arabischen Welt 2011 bis zur Wahl Donald Trumps 2016 und den Überfall von Hamas
                  auf Israel 2023.
               

               Zwei Effekte des Durchspielens von Szenarien gilt es besonders hervorzuheben: Zum
                  einen ist es von Vorteil, sich mental mit Techniken vertraut zu machen, die im Fall
                  einer unverhofft eintretenden Entwicklung helfen, die neue Lage systematisch zu bewerten.
                  Auf diese Weise lassen sich rasch politische Handlungsoptionen konzipieren. Zum anderen
                  schärft die Analyse einer Vielzahl von »What ifs« in der internationalen Politik den
                  Blick für kontingente Entwicklungen. Beides bereitet auf die Auseinandersetzung mit
                  tatsächlich eintretenden Überraschungen vor – gewissermaßen als Training für den Umgang
                  mit der Unsicherheit, die der Zukunft inhärent ist.
               

               Eine methodisch angeleitete Vorausschau auf alternative Entwicklungen wird auch deswegen
                  immer wichtiger, weil Annahmen über die Zukunft ohnehin die gegenwärtige Politik prägen.
                  Deutlich wird dies beispielsweise an der Beschäftigung mit der Frage der strategischen
                  Autonomie Europas. Hier wird eine Antwort auf bereits sichtbare, aber vor allem auch
                  erwartete Veränderungen gesucht. Konkret zählen dazu etwa politische Entwicklungen
                  wie die Abwendung der USA von Europa, der Aufstieg autoritärer Mächte wie China und
                  die militärische Aggressivität Russlands. All dies zusammengenommen führt vor Augen,
                  wie dringend europäische Resilienz ausgebaut werden muss. Parallel dazu dauern die
                  innereuropäischen Kontroversen über unterschiedliche Vorstellungen von Form und Reform
                  der EU fort. Unvermeidlich werden heutige Entscheidungen und Handlungen daher maßgeblich
                  von Annahmen über die Zukunft beeinflusst, ganz im Sinne einer »reverse causality«:
                  nicht die Diagnose der Gegenwart bestimmt die politische Zukunft, sondern Zukunftserwartungen
                  bestimmen die Politik der Gegenwart. Das macht Foresight noch relevanter, denn das
                  Spektrum vorstellbarer Zukünfte zu erweitern kann die Fähigkeit der Politik stärken,
                  für Kontingenz zu planen.
               

               Annahmen über die Zukunft beeinflussen nicht nur die Politik, sondern auch die Politikberatung.
                  Daher ist es für diejenigen, die das politische Geschehen mit kühlem Blick analysieren
                  und gelegentlich mit scharfer Zunge kommentieren, ebenfalls eine fruchtbare Übung,
                  sich mit alternativen Zukunftsentwicklungen zu befassen. Dabei kann grundsätzlich
                  zwischen explorativen und normativen Zugängen differenziert werden. Explorative Zugänge
                  dienen der Erkundung dessen, was sein könnte. Die Erwartungen mögen hier durchaus
                  unterschiedlich ausfallen. Deshalb können in den Foresight-Beiträgen auch alternative
                  Szenarienverläufe geschildert werden, die verschiedene Entwicklungsrichtungen der
                  vorgestellten Situation abbilden. Normative Zugänge hingegen helfen zu bestimmen,
                  was sein sollte. Ebenso wie für politische Akteure gilt auch für Analystinnen und
                  Analysten, dass ihre normativen Präferenzen variieren können. Folgerichtig übersetzen
                  sich divergierende Annahmen über die Zukunft in voneinander abweichende Handlungsempfehlungen
                  an die Politik. Die Kombination beider Sichtweisen – explorativ wie normativ – kann
                  alternative Wege (oder besser: Entwicklungspfade) aufzeigen, die sich je nach Präferenz
                  von politisch Verantwortlichen gezielt ansteuern oder bewusst vermeiden ließen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Methodischer Rahmen und operative Umsetzung

               Viel spricht dafür, Foresight in methodischer Hinsicht als partizipativen Prozess
                  der Gruppenkommunikation anzulegen. Ein kollektives Vorgehen fördert die kritische
                  Reflexion und ermöglicht ein geteiltes Verständnis von denkbaren Faktoren und Ereignissen,
                  die in der Zukunft wirkmächtig werden könnten. Dies kann zu größerer Intersubjektivität
                  mit Blick auf relevante Entwicklungen beitragen und dadurch das Spektrum der plausibel
                  vorstellbaren Zukünfte erweitern. Individuelle Voreingenommenheit (Bias) und lineares
                  Denken, von denen weder wissenschaftlich Analysierende noch politisch Tätige frei
                  sind, können in einem Gruppenprozess zu Bewusstsein gebracht und thematisiert werden.
                  So lassen sie sich in kreativere und instruktivere Bahnen lenken.
               

               Foresight an der SWP basiert daher auf einem strukturierten Gruppenprozess. Den Auftakt
                  bildete ein institutsoffener Workshop zur Identifizierung und Diskussion potentiell
                  relevanter Zukunftsfaktoren, die Einfluss auf die Weiterentwicklung internationaler
                  Politik haben könnten. So wurde ein breites Spektrum an Faktoren gesammelt, die in
                  der Zukunft strategische Wirkmächtigkeit entfalten könnten. Die gemeinsame Clusterung
                  der Faktoren in thematischen Gruppen durch die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des
                  Workshops verdeutlichte Zusammenhänge und half dabei, besonders wichtige Faktoren
                  bzw. Faktorenbündel auszuwählen. Damit wurden Themen generiert, die sich in der Ausarbeitung
                  von Foresight-Ideen niederschlugen. Teams von mindestens zwei Autorinnen und Autoren
                  entwarfen darauf basierend Zukunftsszenarien, die sich durch einen narrativen Einstieg
                  auszeichnen.
               

               In einem interaktiven Präsentationsworkshop wurden die Ideen vorgestellt und diskutiert.
                  Ziel war es, Vertreterinnen und Vertreter verschiedener Expertisen und Perspektiven
                  miteinander ins Gespräch zu bringen. So konnten die Autorinnen und Autoren die in
                  ihren Skizzen niedergelegten Annahmen über zukünftige Entwicklungen präzisieren und
                  gemeinsam mit den Workshop-Teilnehmenden reflektieren. Drei Prüfkriterien – Konsistenz,
                  Plausibilität und Relevanz – halfen bei der Bewertung. Erstens: Konsistenz bezieht
                  sich auf den argumentativen Aufbau des Szenarios. Werden die Gedanken stringent entwickelt?
                  Ist die geschilderte Situation oder Entwicklung in sich schlüssig?3 Zweitens: Plausibilität zielt auf die Überzeugungskraft der Ideenskizze. Dabei geht
                  es um eine Einschätzung, ob die geschilderte Situation eintreten könnte – nicht darum,
                  ob sie tatsächlich eintreten wird. Ist die Geschichte, die erzählt wird, einleuchtend?
                  Drittens: Relevanz hebt auf die Bedeutung des Falles ab. Warum sollte sich die Politik
                  mit der geschilderten Situation befassen? Welche Handlungsoptionen bestehen? Hier
                  spielt auch die Originalität des geschilderten Szenarios eine gewisse Rolle, ist allerdings
                  kein ausschlaggebendes Kriterium für die Fallauswahl. Darauf folgte die Ausarbeitung
                  der Ideenskizzen zu den vorliegenden Foresight-Beiträgen. Durchlaufen haben diese
                  eine doppelte Begutachtung, in der die drei Prüfkriterien Konsistenz, Plausibilität
                  und Relevanz erneut an die Beitragsentwürfe angelegt wurden.
               

               Ein weiteres Element, um die epistemische Güte der wissenschaftlich angeleiteten Vorausschau
                  zu sichern, ist die Foresight-Rückschau. Sie wird als zusätzliche Reflexionsschleife
                  und Merkmal der Qualitätssicherung in den Foresight-Prozess eingebaut. Denn auch wenn
                  Foresight keine Vorhersagen im Sinne eines Ereignis-Forecasts trifft, lohnt es, die
                  eigene zukunftsorientierte Analyse später Revue passieren zu lassen. So lässt sich
                  aus heutiger Perspektive ein kritischer Blick auf frühere Überlegungen werfen. Dabei
                  können individuelle Voreingenommenheit und Denkstrukturen bewusst gemacht werden.
                  Diese Auseinandersetzung mit den Annahmen und Erwartungen, die frühere Analysen geprägt
                  haben, kann künftige Vorausschau-Prozesse weiter verbessern helfen. Daher komplettiert
                  ein Beitrag aus der Kategorie »Foresight-Rückschau« die Sammelstudie.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Übersicht der einzelnen Beiträge

               In den sechs Beiträgen werden unterschiedliche Ereignisse und Entwicklungen der internationalen
                  Politik thematisiert. Mit einem illiberalen Europa beschäftigen sich Raphael Bossong und Nicolai von Ondarza. Sie analysieren die Konsequenzen,
                  die ein Erfolg rechtspopulistischer Parteien bei den Wahlen zum Europäischen Parlament
                  2024 für die Politik und die Institutionen der EU haben könnte. Dabei konzentrieren
                  sie sich auf Gestaltungs- und Blockademöglichkeiten. Lisa Becker und Angela Stanzel
                  nehmen sich des Themas Weltraumpolitik an. Die USA und China befinden sich in einem Wettlauf um die Erschließung und Nutzung
                  des Alls, bei dem die Europäer den Anschluss zu verlieren drohen. Wie eine Reform des UN-Sicherheitsrats gelingen könnte, stellen Judith Vorrath und Lars Brozus dar. Spezifisch interessiert
                  sie die unerwartete Dynamik, die ein Durchbruch in den seit Jahrzehnten laufenden
                  Verhandlungen für das gesamte UN-System auslösen könnte.
               

               Sabine Fischer, Margarete Klein, Marco Overhaus und Johannes Thimm befassen sich mit
                  dem wachsenden Einfluss ultrareicher Unternehmer auf die Außen- und Sicherheitspolitik in entwickelten Demokratien. Am Beispiel Elon
                  Musk legen sie dar, wie stark dieser Einfluss die Ukrainepolitik der USA prägen könnte.
                  Die Gesundheitsgefährdungen, die aus der Freisetzung von Pathogenen aus dem klimawandelbedingt auftauenden Permafrostboden
                  resultieren, stehen im Zentrum des Beitrags von Michael Bayerlein, Miranda Böttcher,
                  Bettina Rudloff und Pedro Villarreal. Dabei geht es auch um die Hindernisse, die der
                  notwendigen Kooperation der Staatengemeinschaft aufgrund der russischen Aggression
                  gegen die Ukraine entgegenstehen. Der Beitrag von Stephan Roll und Azadeh Zamirirad
                  ist eine Rückschau auf ihren Foresight-Beitrag von 2018, in dem sie eine Annäherung zwischen Iran und
                  Saudi-Arabien thematisierten.4 In Form eines Interviews beleuchten sie die Entwicklung, die seither eingetreten
                  ist, und nehmen Stellung zu Abweichungen und Bestätigungen ihrer damaligen Annahmen
                  und Erwartungen.
               

               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Die Transformation zu einem illiberalen Europa
               

               Raphael Bossong / Nicolai von Ondarza
               

            

            Im Morgengrauen des 25. Juni 2027, wenige Stunden nach dem Ende des Europäischen Rates,
               tritt ein ungewöhnliches Trio vor die Presse in Brüssel. Der frisch gewählte französische
               Präsident, die italienische Ministerpräsidentin und der schwedische Ministerpräsident
               stehen Schulter an Schulter, ihre Gesichter zeugen von der Bedeutung des Moments.
               Hinter ihnen weht die Flagge der Europäischen Union – ihre Sterne leuchten sanft im
               ersten Licht des Tages. Der französische Präsident ergreift als Erster das Wort: »Wir
               stehen hier, vereint, um ein neues Kapitel für Europa zu beginnen. Die Zeit ist gekommen
               für eine starke EU der Werte und der starken Nationen. Der Wille des europäischen
               Bürgers ist wieder in Brüssel angekommen. Wir werden Europa wieder groß machen.« Die
               Worte markieren den vorläufigen Höhepunkt eines Wandels in der Union und signalisieren
               eine Abkehr von den liberalen Idealen, die die EU einst prägten.
            

            Parteien rechts der Europäischen Volkspartei (EVP) haben in den zurückliegenden Jahren
               zunehmend nicht nur in ihren Herkunftsländern Regierungsverantwortung übernommen,
               sondern auch auf EU-Ebene im Parlament (EP), im Rat und in der Kommission Mehrheiten
               gewonnen. Im Zuge einer Serie von Wahlerfolgen, beginnend mit den Europawahlen 2024,
               hatten sie mehr und mehr Abstand genommen von dem Ziel, die europäische Integration
               nach dem Muster des Brexits rückabzuwickeln; stattdessen machten sie sich die europäischen
               Institutionen und das EU-Recht zu eigen, um ihre Politik abzusichern und europaweit
               durchzusetzen.
            

         

      

   
      
         
            
               Eine neue politische Allianz

               Diese Entwicklung bis 2027 ergab sich schrittweise und in Kombination aus drei ineinandergreifenden
                  Trends: erstens das kontinuierliche Erstarken rechtspopulistischer und nationalkonservativer
                  Parteien auf einzelstaatlicher wie europäischer Ebene, zweitens eine wachsende Anbindungsfähigkeit
                  dieser Parteien und Abkehr vom harten Euroskeptizismus und drittens die damit verbundene
                  Öffnung von Mitte-rechts-Parteien für eine Zusammenarbeit bis hin zur formalen Koalitionsbildung.
               

               
                  Ungebrochener Zuwachs an Wählerstimmen

                  Anfang der 2020er Jahre war das Rechtsaußenspektrum1 der europäischen Parteienlandschaft noch fragmentiert. Es gliederte sich in drei
                     unterschiedliche Gruppen bzw. Fraktionen: Am moderaten Rand sammelten sich die »Europäischen
                     Konservativen und Reformer« (EKR), die nationalkonservative Parteien umfassten, wie
                     etwa die polnische »Recht und Gerechtigkeit« (PiS), die »Brüder Italiens« von Giorgia
                     Meloni oder die spanische Vox. Deutlich rechts davon zu verorten war die hart EU-skeptische
                     und bis ins rechtsextreme Lager hineinreichende Fraktion »Identität und Demokratie«
                     (ID), der etwa die französische »Rassemblement National« von Marine Le Pen, die Freiheitliche
                     Partei Österreichs (FPÖ) oder die Alternative für Deutschland (AfD) angehörten. Hinzu
                     kamen eine Reihe von rechtspopulistischen oder dem Rechtsaußenflügel zuzurechnenden
                     Parteien, die aus unterschiedlichen Gründen auf EU-Ebene keiner Parteienfamilie zugehörten,
                     zum Beispiel die ungarische Fidesz, die sich nach den Wahlen 2024 aber der EKR anschloss
                     und diese damit zur drittgrößten Fraktion im EP machte.
                  

                  Bereits seit den 2010er Jahren konnten Parteien aus diesem Spektrum größere Stimmenzuwächse
                     erreichen. Während etwa ihr Anteil im EP 2009 noch bei 15 Prozent gelegen hatte, war
                     er in der Legislaturperiode 2019–2024 schon auf knapp 25 Prozent gestiegen. Bei den
                     Europawahlen 2024 erzielten Parteien rechts der EVP noch deutlichere Zugewinne. In
                     vielen Mitgliedstaaten wurden sie – auch weil Wahlen zum EP nach wie vor primär als
                     Gelegenheiten zur Protestbekundung betrachtet wurden – stärkste Kraft, darunter in
                     den EU-Gründerstaaten Belgien, Frankreich, den Niederlanden und Italien, aber auch
                     in mehreren Staaten Nord-, Mittel- und Osteuropas.
                  

                  In den Jahren 2025–2026 konnten rechtspopulistische Parteien weitere nationale Wahlerfolge
                     in allen geographischen Regionen der EU verbuchen, zum Beispiel in Österreich oder
                     bei vorgezogenen Neuwahlen in Spanien. Eine wirkliche Zäsur als Auftakt eines tiefgreifenden
                     Politikwechsels stellten aber die Präsidentschaftswahlen 2027 in Frankreich dar, bei
                     denen es dem zentristischen Lager um den ausscheidenden Amtsinhaber Emmanuel Macron
                     nicht gelungen war, eine die Wählerschaft überzeugende Person für die Nachfolge zu
                     finden, und ein Präsident einer Rechtsaußenallianz gewählt wurde.
                  

               

               
                  Mutmaßlich mehrheitsfähig und weniger europaskeptisch

                  Mit dem Wachstum ihrer Stimmenanteile stieg der Anreiz für rechtspopulistische Parteien,
                     einige ihrer Positionen abzuschwächen und sich als regierungsfähig zu inszenieren.
                     Dieser Trend war bereits seit mehreren Jahren in nationalen Koalitionsvereinbarungen
                     zu erkennen. Schon vor den Europawahlen 2024 waren Parteien aus diesem Spektrum in
                     knapp einer Handvoll EU-Staaten in unterschiedlicher Form an der Regierung beteiligt
                     – als alleinige Regierungspartei mit absoluter Mehrheit (z. B. Fidesz in Ungarn), an der Spitze einer Koalitionsregierung (z. B. die »Brüder Italiens« von Giorgia Meloni), als Junior-Partner einer Koalition (wie
                     etwa »Die Finnen« in Finnland) oder, mit indirektem Einfluss, als Unterstützer einer
                     Minderheitsregierung ohne direkte Regierungsbeteiligung (z. B. die »Schwedendemokraten« in Schweden).
                  

                  Vorbild für weitere Regierungsbeteiligungen waren die italienische Ministerpräsidentin
                     Meloni, deren postfaschistische »Brüder Italiens« zwar im Inneren eine nationalkonservative
                     Politik verfolgten, auf EU- und internationaler Ebene aber zwei wichtige politische
                     Richtungswechsel vollzogen hatten: Zum einen stellten sie – auch nach den Erfahrungen
                     des Brexits – die europäische Integration an sich nicht mehr in Frage, in Teilen forderten
                     sie sogar mehr Integration, wenn es ihren politischen Zielen diente. In ihrem Sinne
                     beteiligten sie sich auch aktiv und konstruktiv an der Findung von Kompromissen im
                     EU-Rahmen, etwa in Bezug auf die Migrationspolitik. Zum anderen unterstützten sie
                     in ihrer Außen- und Sicherheitspolitik die transatlantische Allianz und stellten sich
                     klar hinter die Ukraine. In der EU und international wurde Meloni damit zu einer ohne
                     Abstriche akzeptierten Bündnispartnerin.
                  

                  Eine Zäsur bilden die Präsidentschaftswahlen 2027 in Frankreich, die der Kandidat
                     einer Rechtsaußenallianz gewinnt.
                  

                  Diese Kursänderungen gingen aber notwendigerweise mit einer Differenzierung im Rechtsaußenlager
                     einher. Denn der Richtungswechsel hin zu mehr Mäßigung im Auftreten gegenüber der
                     EU vollzog sich vor allem bei den EKR-Parteien und bei Teilen der rechten Gruppierungen
                     ohne europäische Zugehörigkeit, aber nicht oder nur begrenzt bei der ID. Auch die
                     Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den Parteien der ID blieb auf europäischer Ebene
                     sowie in den meisten EU-Mitgliedstaaten auf Seiten der Mitte-rechts-Parteien noch
                     sehr begrenzt. So beteiligte sich nach der Europawahl 2024 die EKR-Fraktion zunehmend
                     an der Kompromissbildung im EP, während die ID-Fraktion an ihrer Rolle der strikten
                     Opposition festhielt.
                  

               

               
                  Mehr Regierungsbeteiligung auch dank Öffnung der EVP-Parteien

                  Spiegelbildlich zu dieser Entwicklung vertiefte und verstetigte sich die Kooperation
                     der EVP-Parteien mit Kräften des Rechtsaußenspektrums. Unter der Bedingung, dass die
                     EU und ihre außenpolitischen Grundprinzipien nicht in Zweifel gezogen würden,2 bildeten sich zwischen 2024 bis 2027 auf nationaler Ebene immer mehr formale Bündnisse
                     zwischen Mitte-rechts- und Rechtsaußenparteien. Eine Signalwirkung für diesen Prozess
                     hatte die nach langen Verhandlungen Mitte 2024 gebildete neue niederländische Regierung
                     unter Beteiligung von Geert Wilders. Unter der Auflage, die EU-Mitgliedschaft der
                     Niederlande nicht in Frage zu stellen, gingen die EVP-Mitgliedsparteien VVD und NSC
                     eine Koalition mit Wilders ein. Wilders wurde zwar selbst nicht Ministerpräsident,
                     aber zur entscheidenden Figur der neuen niederländischen Regierung. Gleichzeitig fand
                     auch in den europäischen Öffentlichkeiten ein Prozess der Normalisierung statt: Unter
                     dem Druck des innenpolitischen Wettbewerbs übernahmen EVP-Parteien und andere Parteien
                     der Mitte zunehmend Positionen der Kräfte am rechten Rand und machten deren Politik
                     damit »hoffähig«. Im Gleichschritt mit den Zugewinnen bei nationalen Wahlen wuchs
                     so nach und nach die Zahl der EU-Mitgliedstaaten, deren Regierungen unter Beteiligung
                     von Rechtsaußenparteien gebildet oder sogar von diesen geführt wurden.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Neue Dominanz in den Institutionen der EU

               Die neue politische Allianz zwischen der EVP und Parteien rechts von ihr entwickelte
                  den Anspruch, die Politik der EU nachhaltig zu verändern: Europa sollte weniger liberal
                  werden und dabei den Willen seiner Bürger stärker abbilden. Die institutionellen Voraussetzungen
                  waren hierfür jedoch schwieriger als auf nationaler Ebene. Als konsensorientiertes
                  politisches System ist die EU strukturell darauf ausgerichtet, nicht von einer politischen
                  Strömung dominiert zu werden. Wegen dieser inhärenten Notwendigkeit zur Kompromissbildung
                  zwischen den verschiedenen Mitgliedstaaten, EU-Institutionen und Parteienfamilien
                  hielten die meisten Beobachter eine solch grundlegende politische Wende nicht für
                  möglich und undenkbar.
               

               Umso größer war die Überraschung, als der Trend zu einer illiberalen EU kritische
                  Schwellen überschritt. Bei den Europawahlen 2024 ergab sich erstmals eine numerische
                  Mehrheit für das Mitte-rechts- bis Rechtsaußenlager aus EVP, EKR und (Teilen) der
                  liberalen Renew-Fraktion. Eine regelmäßige Kooperation mit der ID-Fraktion lehnten
                  die konservativen Parteien zwar weiterhin ab; in Einzelfällen, vor allem für Blockaden
                  ungewollter Initiativen, war sie aber auch kein Tabu mehr.3

               Anders als in nationalen Parlamenten galt im EP weiterhin keine Trennung zwischen
                  Regierung und Opposition. Je nach der anstehenden Entscheidung bildeten sich wechselnde
                  Mehrheiten. Bis 2019 beruhten diese im Kern auf einer »großen Koalition« aus EVP und
                  europäischen Sozialdemokraten (S&D). Nach den Wahlen 2019 waren in dem daraufhin fragmentierten
                  Parlament mindestens drei Fraktionen für eine Mehrheit notwendig. In der Regel fanden
                  sich die EVP, die S&D und Renew zusammen. Im späteren Verlauf der Legislaturperiode
                  2019–2024 versuchte die EVP bereits, zu bestimmten Themen Mehrheiten rechts der Mitte
                  mit der EKR zu organisieren, beispielsweise in Opposition zum Renaturierungsgesetz.
               

               Nach den Europawahlen 2024 ergab sich für die EVP nun eine neue strategische Option.
                  Die »Mehrheit der Mitte« aus EVP, S&D und Renew war hauchdünn geworden. Für eine sichere
                  Verabschiedung von Gesetzen war häufig die Unterstützung der Grünen oder gar von Parteien
                  des Linksaußenspektrums notwendig. Zwar wählte die EVP die Kommissionsspitze noch
                  gemeinsam mit den Fraktionen der Mitte, die EVP-Parteien wurden aber immer unzufriedener
                  mit den Mitte-links-Kompromissen in Anbetracht dessen, dass auf der rechten Seite
                  des Parlaments rechnerisch eine Majorität bestand. Um ihre eigenen politischen Inhalte
                  durchzusetzen, brachten sie daher von Fall zu Fall immer häufiger Abstimmungsgemeinschaften
                  mit der gewachsenen EKR-Fraktion ins Spiel. Ab 2025 wurde für die EVP ein offener
                  Bruch mit den beiden anderen Fraktionen der Mitte im EP immer attraktiver. Zerstritten
                  mit der S&D in Fragen etwa der Migrations- oder Klimapolitik, kündigte die EVP zur
                  Mitte der Legislaturperiode an, auf eine Koalition mit den Fraktionen rechts der Mitte
                  zu setzen. Das Europäische Parlament, zuvor in der Regel Garant für Rechtsstaatlichkeit,
                  Menschenrechte und eine auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Klima- und Wirtschaftspolitik,
                  wurde vom Bremser zum Beschleuniger des Politikwechsels.
               

               Ein noch bedeutsamerer Wandel vollzog sich parallel hierzu zwischen 2024 und 2027
                  im Rat der EU bzw. im Europäischen Rat. Entscheidend für die politische Willensbildung
                  im Rat sind drei Schwellen: Die Einstimmigkeit, bei der alle nationalen Regierungen
                  ihren Segen geben müssen, die qualifizierte Mehrheit, bei der 55 Prozent der Regierungen,
                  die 65 Prozent der EU-Bevölkerung repräsentieren, zustimmen müssen, und die Blockademinderheit,
                  zu der sich mindestens vier Staaten zusammenfinden müssen, die in Summe wenigstens
                  35 Prozent der EU‑Bevölkerung vertreten. Eine Blockademinderheit kann Gesetze zwar
                  nur verhindern, nicht verabschieden; sie ist aber bereits ein wichtiger Baustein,
                  um jenseits von Vetorechten die Verhandlungen im Rat entscheidend zu prägen.
               

               Das »Illiberal Playbook« haben die rechtspopulistischen Kräfte den institutionellen
                  Gegebenheiten der EU angepasst.
               

               Im Jahr 2023 erreichten die sieben Staaten, in denen rechtspopulistische Parteien
                  an der Regierung beteiligt waren, einen Stimmenanteil von 26,9 Prozent im Rat, verfehlten
                  die Blockademinderheit also knapp. Insbesondere die Abwahl der PiS-Regierung in Polen
                  trug dazu bei, dass diese Schwelle zunächst nicht erreicht wurde. Die folgenden nationalen
                  Wahlen bis 2027 waren ein Beleg für die Bedeutung der großen Mitgliedstaaten im System
                  der doppelten qualifizierten Mehrheit: Solange es mit Italien in nur einem der großen
                  EU-Staaten eine rechtsaußen-geführte Regierung gab, war selbst das Erreichen einer
                  Blockademinderheit in weiter Ferne. Dazu hätte es einer Serie von Wahlerfolgen von
                  Rechtsaußenparteien bei den anstehenden Wahlen in kleineren Mitgliedstaaten bedurft.
                  Gemäß dem regulären Wahlkalender wäre dies frühestens 2026 möglich gewesen.4

               Die französischen Präsidentschaftswahlen 2027 bildeten dann den entscheidenden Kipp-Punkt,
                  da Frankreich als zweitgrößter EU-Staat allein über 15,16 Prozent der Stimmrechte
                  verfügt. Damit war den rechtspopulistischen und nationalkonservativen Kräften in Europa
                  eine Blockademinderheit sicher. Darüber hinaus wurde sogar eine eigene aktive qualifizierte
                  Mehrheit erreicht, weil zuvor in Spanien die Regierung Sanchez II gescheitert war
                  und eine Koalition aus rechten und Rechtsaußenparteien die vorgezogenen Neuwahlen
                  gewonnen hatte. Die besonders schwierige Regierungsbildung in Deutschland nach den
                  Wahlen 2025, die unter dem Eindruck deutlich größerer Stimmenanteile für populistische
                  Parteien stand, trug dazu bei, dass gegen das Anwachsen des rechten Lagers kein politisches
                  Gegengewicht mehr gebildet werden konnte. Kurzum: Gegen Deutschland und Frankreich
                  zusammen (knapp 33 Prozent der EU-Bevölkerung) war praktisch keine Rechtsaußenmehrheit
                  zu organisieren, gegen Deutschland allein indes schon. Das wurde 2027 letztlich allen
                  Beteiligten bewusst.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Folgen und Genese einer illiberalen EU-Politik

               Die Folgen der Herausbildung der neuen politischen Allianz und der neuen Mehrheitsverhältnisse
                  entfalteten sich schrittweise je nach Themenfeld. Das »Illiberal Playbook«, an dem
                  sich Regierungen bereits in vielen anderen außereuropäischen Staaten sowie in einigen
                  Mitgliedstaaten orientiert hatten, wurde den institutionellen Gegebenheiten der EU
                  angepasst. Die nun dominierenden rechtspopulistischen Kräfte fokussierten sich dabei
                  zunächst auf die Handels- und Wirtschaftspolitik bzw. den Binnenmarkt als Kernbereich
                  der EU, und dies, obwohl gerade in diesem Themenfeld eine geringe Konvergenz unter
                  ihnen herrschte. Substantiell ergab sich vor allem in der Sicherheitspolitik und der
                  juristischen Aufsicht, das heißt im Bereich der Rechtsstaatlichkeit und Gewaltenteilung,
                  ein nachhaltiger Schwenk weg vom Liberalismus und von den Grundwerten der EU.
               

               
                  Wirtschafts- und Handelspolitik

                  Mit größerem Rückhalt der Mitgliedstaaten und im EP verstärkte die EU ab Mitte 2024
                     ihre bereits initiierte Neuausrichtung der Handelspolitik. Beeinflusst durch protektionistische
                     Tendenzen in den USA, legte die neue EU-Kommission ihren Fokus noch entschiedener
                     auf die Versorgungssicherheit und den Schutz der europäischen Wirtschaft. Die EU richtete
                     ihre Bemühungen nun dezidiert auf bilaterale Beziehungen, insbesondere mit afrikanischen
                     Staaten, um Lieferketten zu diversifizieren und Infrastrukturprojekte mit politischen
                     Interessen der EU zu verbinden. Ergänzend erhöhte die Union die unilateralen Schranken
                     für den Zugang zum Binnenmarkt weiter. In den folgenden Jahren, in denen sich die
                     Mehrheit rechts der Mitte immer weiter vergrößerte, wendete sie sich vom Leitbild
                     der Nachhaltigkeit mehr und mehr ab und stellte die »Fairness« – bzw. die Ermöglichung
                     protektionistischer Maßnahmen – ins Zentrum ihrer Außenwirtschaftspolitik.
                  

                  Obwohl die EU mit dieser Handelsstrategie nur sehr bescheidene Ergebnisse erzielte,
                     beschleunigte sie ihre Abkehr vom Multilateralismus. Die sich zusehends ausweitende
                     Blockade der WTO nahm die EU nicht nur hin, sie selbst ging mehr und mehr dazu über,
                     Schiedssprüche nicht umzusetzen und eigene Sicherheitsinteressen geltend zu machen.
                     Nach der französischen Präsidentschaftswahl fiel schließlich die Grundsatzentscheidung
                     für eine Agenda, die die europäische Industrie schützen und aufbauen soll. Im Mehrjährigen
                     Finanzrahmen ab 2028 werden große Förderprogramme für »europäische Champions« aufgelegt,
                     zu denen vermehrt auch Rüstungsunternehmen zählen. Gleichzeitig lockert die Union
                     die Klimaziele und reduziert den CO2-Preis. Nach einem umfassenden »Review des Green Deals« werden wichtige Bestandteile
                     der Fit-For-55-Gesetzgebung ersetzt und Mittel aus Entwicklungshilfe und dem Green
                     Deal umgewidmet. Protektionistische Maßnahmen werden auf EU-Ebene zusehends normalisiert
                     und auf nationaler Ebene flexibel eingesetzt, um bestimmte Interessen- und Protestgruppen
                     zu bedienen (insbesondere im Agrarsektor).
                  

                  Zur Förderung einer EU-weiten illiberalen Allianz und zur Überbrückung der anhaltenden
                     Spannungen im rechtskonservativen Lager über die Wirtschaftspolitik und die Russland-Politik
                     (siehe dazu SWP-Aktuell 8/2024) wird Ende 2027 eine »EU-Agentur für Demographie und resiliente Entwicklung« ins
                     Leben gerufen. Die Agentur hat die Aufgabe, die Mitgliedstaaten bei der Entwicklung
                     von Strategien zur Steigerung der Geburtenrate zu unterstützen, um so »Wettbewerbsfähigkeit«
                     und »Wohlstand« zu wahren. Unterstützt durch weitere Förderprogramme aus den EU-Kohäsionsfonds,
                     richtet die Agentur den Fokus auf Familienpolitik und Bevölkerungswachstum. Ein erstes
                     Modell EU-weiter harmonisierter »Tax credits« für kinderreiche Familien wird im Rahmen
                     des Europäischen Semesters auf die Agenda gesetzt.
                  

               

               
                  Innere Sicherheit und Migration

                  In der inneren Sicherheit hatten die nationalkonservativen und rechtspopulistischen
                     Parteien in der Legislaturperiode 2019–2024 sukzessive die Meinungsführerschaft übernommen.
                     Der Wahlkampf vor den Europawahlen 2024 hatte gezeigt, dass sozialdemokratische und
                     liberale Parteien ebenfalls auf eine härtere »Law-and-order«-Politik und Abschottungsrhetorik
                     einschwenkten. Auch mit Blick auf die außen- und geopolitischen Herausforderungen
                     setzte sich der Trend zur Versicherheitlichung der gesamten EU-Politik dynamisch fort.
                     Als das neue Parlament seine Arbeit aufnahm, verloren einflussreiche linksliberale
                     und grüne Abgeordnete ihre Positionen in den entscheidenden Ausschüssen. In der Folge
                     verkündete das EP eine intensive »Sicherheitspartnerschaft« mit dem Rat. Die neue
                     EU-Kommission unterstützte diese Entwicklung. Die neue Kommissarin für die Sicherheitsunion,
                     die zugleich den Rang einer Vizepräsidentin innehat, wurde mit einem neuen institutionellen
                     Unterbau ausgestattet und in der kommissionsinternen Hierarchie deutlich über ihren
                     Kollegen im Ressort für Justiz und Rechtsstaatlichkeit gestellt.
                  

                  Im Jahr 2025 kam es dank dieses neuen Konsenses zwischen den EU-Institutionen zum
                     »EU Online Safety and Security Act«, einer erweiterten Version des zuvor abgelehnten
                     Vorstoßes für eine sogenannte »Chatkontrolle«. Bei diesem Rechtsakt ging es in erster
                     Linie darum, das Durchbrechen der End-to-End-Verschlüsselung auf breiter Basis zu
                     ermöglichen. Offiziell begründet wurde die Verabschiedung des Gesetzes mit dem Kampf
                     gegen Terrorismus und schwere Kriminalität.5

                  Der nächste Schritt auf dem Weg zur »Vertiefung der EU-Sicherheitsunion« bestand in
                     neuen Richtlinien zur Regulierung von Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Organisationen,
                     die Finanzmittel aus dem EU-Ausland erhalten, mussten diese ab 2026 offenlegen. Diese
                     und andere Maßnahmen sollten die Einflussnahme durch »ausländische Mächte« und »hybride
                     Taktiken« verhindern. Die Erhöhung der Strafen für Geldwäsche und eine neue EU-Agentur
                     zur Geldwäschebekämpfung flankierten diese Vorschriften. Da Spender für NGOs seitdem
                     mit einer Erfassung durch europäische Sicherheitsbehörden rechnen, geht die Unterstützung
                     für regierungskritische NGOs in der gesamten EU zurück.
                  

                  Der am Ende des Frühjahrs 2024 verabschiedete »Pakt« zur Reform des Gemeinsamen Europäischen
                     Asylsystems scheiterte derweil in der Umsetzung. Weitere Maßnahmen zur Verfolgung
                     von Schleuserkriminalität und neue Rechtsakte zur europäischen Ausweisung zeitigten
                     zwischen 2025 und 2026 keine signifikanten Effekte der Abschreckung irregulärer Migration,
                     nicht zuletzt auch deshalb, weil die Sicherheitslage in der europäischen Nachbarschaft
                     sehr prekär blieb. Vor diesem Hintergrund verstetigte sich der Trend zur Errichtung
                     großer Grenzzäune und geschlossener Lager. Die Schengenzone blieb von Binnengrenzkontrollen
                     durchsetzt, trotz einer immer umfassenderen elektronischen Überwachung des Personenverkehrs.
                     Nach der Implementierung neuer Systeme zur flächendeckenden Erfassung von Reisedaten
                     innerhalb des Schengenraums sowie für die biometrische Ein- und Ausreisekontrolle
                     ging die EU ab 2026 dazu über, alle persönlichen Daten von Drittstaatsangehörigen
                     zu zentralisieren. Parallel wurde die sogenannte Externalisierung der Asylpolitik
                     weiter vorangetrieben. Die EU übernahm das Abkommen zwischen Italien und Albanien
                     zur Auslagerung von Asylgrenzverfahren. Ähnliche Modelle mit anderen Beitrittskandidaten
                     (Westbalkan, Ukraine) und EU-Nachbarstaaten folgten, trotz vielfacher rechtlicher
                     Bedenken.
                  

                  Schließlich löst der neue französische Präsident im Herbst 2027 sein Wahlkampfversprechen
                     ein und lässt ein nationales Referendum über einen Zuwanderungsstopp abhalten. Die
                     EU reagiert darauf mit der Ausrufung einer »systemischen« Krise und erlaubt nun offiziell
                     Grenzschließungen und die Zurückweisung von Asylsuchenden. Spätestens von diesem Punkt
                     an beschleunigt sich die Bewegung, die auf eine faktische Abschaffung des individuellen
                     Asylrechts hinausläuft. Das Argument, dass die EU »einen großen Bevölkerungsaustausch«
                     stoppen muss, wird endgültig normalisiert und dient auch dazu, die Gründung der neuen
                     EU-Agentur für Demographie zu rechtfertigen. Dessen ungeachtet wächst der Anteil prekär
                     oder illegal beschäftigter Einwanderer an, ohne die die rasant wachsenden demographischen
                     Lücken im Arbeitsmarkt nicht gefüllt werden können.
                  

               

               
                  Rechtsstaatlichkeit und Schwächung des Europäischen Gerichtshofs

                  Neben der Asylpolitik nahmen rechtspopulistische Parteien auf EU-Ebene hauptsächlich
                     die Rechtsstaatlichkeit ins Visier und forderten explizit Reformen des Europäischen
                     Gerichtshofs (EuGH). Die Umgestaltung des EuGH begann 2024 mit der Ernennung neuer
                     Richter, die überwiegend von nationalkonservativen Regierungen vorgeschlagen wurden.
                     Eines der ersten und augenfälligsten Signale dieser neuen Ära war das Verfahren gegen
                     den EU-Media Freedom Act, das von Ungarn angestrengt wurde. In der juristischen Auseinandersetzung
                     stellte sich der EuGH gegen das EU-Gesetz, das darauf abzielte, die Kontrolle nationaler
                     Medien und deren Eigentümerstrukturen in europäischem Rahmen zu regulieren. Der Gerichtshof
                     erklärte die rechtliche Basis und Reichweite der regulativen Auflagen für nichtig.
                     Die Entscheidung markierte das erste deutliche Ablassen von den Bemühungen, eine unabhängige
                     und pluralistische Medienlandschaft in der gesamten EU zu gewährleisten.
                  

                  Gegenüber Polen wurde das Artikel-7-Verfahren zum Schutz der Rechtsstaatlichkeit vor
                     dem Hintergrund des Regierungswechsels bereits 2024 beendet. Die inneren Reformen
                     zur Wiederherstellung der Unabhängigkeit der Justiz in Polen erzeugten aber keine
                     transnationale Dynamik. Die EU-Kommission empfahl deshalb 2025 die Aufhebung aller
                     verbliebenen Sperren von EU-Geldern für Ungarn, nachdem die Regierung Orbán dort kosmetische
                     Änderungen bei der Korruptionsbekämpfung vorgenommen hatte. Auch das Artikel-7-Verfahren
                     gegen Ungarn lief 2026 aus. Im EP, das bis zu den Wahlen 2024 auf eine scharfe Haltung
                     gegenüber der ungarischen Regierung gedrängt hatte, kam keine Mehrheit für eine Verurteilung
                     der Kommission zustande. Zwischen nationalkonservativen und rechtspopulistischen Parteien
                     im EP bildete sich ein neuer stillschweigender Konsens in der Haltung zur Rechtsstaatlichkeit
                     heraus. Solange die EU-Ebene nicht offen angegriffen würde, sollte es weniger »Einmischung«
                     in nationale »Verfassungsidentitäten« und »politische Kulturen« und mehr »Respekt«
                     für deren Eigenständigkeit geben.
                  

                  Parallel dazu wies der EuGH Klagen von NGOs, mit denen die grundrechtliche Verantwortlichkeit
                     von Frontex im Grenzschutz durchgesetzt werden sollte, aus formalen Gründen ab. Die
                     EU-Grundrechtecharta wurde in weiteren Verfahren auf den Rang eines nur ergänzenden
                     Dokuments zum nationalen Grundrechtsschutz herabgestuft und damit auch in ihrer Anwendbarkeit
                     beschränkt. Die Linie des EuGH, die unter dem Motto »weniger, aber besser« firmiert,
                     bestärkte die rechtskonservativen Regierungen auf nationaler wie europäischer Ebene.
                     2027 steht turnusgemäß eine zweite Welle von Neubesetzungen von Richtern zum EuGH
                     an, der in der Folge noch deutlicher zu einem Instrument der neuen politischen Programmatik
                     im Europäischen Rat bzw. der deutlichen Mehrheit der Mitgliedstaaten wird. An den
                     personellen Umbruch schließt sich eine Änderung der Gerichtsstatuten (gemäß Artikel
                     281 (2) des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union) an, die neuartige
                     Einschränkungen für Klagen vor dem EuGH beinhaltet. Auch das Ausmaß der Nichtbeachtung
                     von Urteilen des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte durch EU-Mitgliedstaaten
                     erreicht neue Höchststände.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Auswirkungen auf die Stabilität und Handlungsfähigkeit der EU

               Gegen Ende der EU-Legislatur 2029 haben diese Entwicklungen weitreichende Konsequenzen
                  für den Prozess der europäischen Integration. Die Eckpfeiler der EU, die auf demokratischen
                  Werten und gegenseitigem Respekt für rechtsstaatliche Prinzipien basieren, stehen
                  unter Beschuss. Es stellen sich mindestens drei strategische und kritische Fragen,
                  die auch die deutsche Europapolitik ins Wanken bringen.
               

               Erstens ist die Funktionsfähigkeit der EU in einem illiberalen Kontext zweifelhaft.
                  Während die EU durch ihre institutionelle Struktur und ihre rechtlichen Rahmenbedingungen
                  eine gewisse Resilienz gegenüber illiberalen Strömungen aufweist und diese sich zugleich
                  weniger euroskeptisch geben, könnten die Effektivität und Einheitlichkeit der Entscheidungsfindung
                  mittelfristig doch stark abnehmen. Fraglich ist, ob und wie lange die deklaratorische
                  Öffnung rechtspopulistischer Parteien gegenüber der EU anhält, sobald in der Praxis
                  Konflikte zwischen den Zielen einzelner Mitgliedstaaten und der EU-Agenda entstehen
                  oder zwischen rechtspopulistischen Parteien, die mit gegensätzlichen nationalen Interessen
                  aneinandergeraten. Unklar ist auch, ob beim Entstehen einer großen illiberalen politischen
                  Allianz die übrigen EP-Fraktionen und jene Mitgliedstaaten, in denen keine Rechtsaußenparteien
                  an der Regierung beteiligt sind, den Weg der »Normalisierung« mitgehen und Kompromisse
                  aushandeln oder ihrerseits in umfassender Weise die Blockademöglichkeiten in der EU
                  nutzen. So könnte Deutschland selbst zu einem zentralen Veto-Spieler werden.
               

               Zweitens steht die Legitimierung der EU vor komplexen Herausforderungen. Einerseits
                  könnte eine stärkere Betonung nationaler Souveränität und Eigenständigkeit als Reaktion
                  auf illiberale Strömungen die demokratische Legitimität der Union stärken, indem die
                  EU zeigt, dass sie die Signale aufnimmt, die von Wahlentscheidungen ausgehen, und
                  ihren Kurs deutlich ändert. Ebenso könnten gewisse Politikergebnisse als »Output«-Legitimation
                  gesehen werden, etwa wenn die EU tatsächlich harte Grenzschließungen vornehmen würde
                  und dies dem Mehrheitswillen entspräche. Andererseits könnte dies zu Lasten der supranationalen
                  Legitimität und des Bestands der gemeinsamen europäischen Werte gehen, was Fragen
                  nach der langfristigen Tragfähigkeit des europäischen Integrationsprojekts aufwirft.
                  Eine »Tyrannei der Mehrheit« hätte in der EU eine noch dünnere legitimatorische Basis
                  als in einer nationalen Demokratie. Sollte diese zudem noch einhergehen mit einer
                  gesteigert permissiven Haltung gegenüber der Nichtumsetzung unerwünschter EU-Regeln
                  auf mitgliedstaatlicher Ebene, drohen die Grundsätze der EU als Rechtsgemeinschaft
                  zu zerbröckeln.
               

               Mit einer illiberalen EU entfiele ein zentraler Unterstützer multilateraler Institutionen
                  und auch globaler Klimapolitik.
               

               Facettenreich sind nicht zuletzt auch die globalen Auswirkungen. Mit einer zunehmend
                  illiberalen EU würde ein zentraler Unterstützer multilateraler Institutionen und auch
                  globaler Klimapolitik wegfallen. Gekoppelt mit einer potentiellen Rückkehr Donald
                  Trumps ins Weiße Haus wäre eine Beschleunigung des Endes der Nachkriegsordnung zu
                  erwarten. Gleichwohl sind zumindest die EKR-Parteien – siehe Meloni in Italien – prowestlich
                  und transatlantisch orientiert, eine Grundeinstellung, die auch die Befürwortung großer
                  Investitionen in die europäische Verteidigungsfähigkeit, eine enge Anbindung an die
                  Nato, die Unterstützung der Ukraine und eine konfrontative Positionierung gegenüber
                  China einschließt. Die Frage nach der Verlässlichkeit der Partner Deutschlands würde
                  sich in solch einer Konstellation nicht nur in Bezug auf die USA, sondern ebenso sehr
                  auf Frankreich und eine potentiell illiberal dominierte EU stellen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               China gewinnt den Wettlauf zum Mond. Weltall ohne Europa: Die Verlierer einer fragmentierten Weltraumordnung
               

               Lisa Becker / Angela Stanzel
               

            

            Es ist der 1. Juli 2028. Die erste astronautische Mondmission Chinas ist erfolgreich
               auf dem Erdtrabanten gelandet. Die Crew, bestehend aus zwei Taikonauten, einem russischen
               Kosmonauten, einem iranischen und einem ungarischen Astronauten, sendet Fotos zur
               Erde: Sie hat die Flagge der Great Wall Space Organisation (GWSO) auf der Mondoberfläche
               aufgepflanzt. Währenddessen verkündet die Regierung in Peking das neue Raumfahrtzeitalter
               unter chinesischer Ägide sowie das Ende der amerikanischen Hegemonie im Weltraum.
               Das westliche Bündnis unter der Führung der USA ist zerstritten, nicht zuletzt aufgrund
               der aggressiven »America First in Space«-Industriepolitik Donald Trumps, der in seiner
               zweiten Amtszeit heimischen Weltraumunternehmen massive Vorteile verschafft. Europa
               und Deutschland haben das Nachsehen – sie schauen von der Erde aus zu, wie die Regeln
               im All zunehmend von China und dessen Partnern bestimmt werden.
            

         

      

   
      
         
            
               Wie es dazu kam

               Dass nach knapp sechzig Jahren wieder Menschen auf dem Mond landen, ist ein wichtiger
                  Schritt, sowohl praktisch als auch symbolisch. Denn in dem neuen Weltraumzeitalter
                  hat Peking das vollbracht, was seit den amerikanischen Apollo-Missionen in den 1960er und 1970er Jahren kein anderer Staat geschafft hat. In den
                  vorangegangenen Jahren hat China rasante technologische Fortschritte gemacht – und
                  sich als zweite globale Raumfahrtnation hinter den USA etabliert.
               

               Parallel dazu hat die 2021 ins Leben gerufene chinesisch-russische Initiative einer
                  Internationalen Mondforschungsstation (International Lunar Research Station, ILRS)
                  Gestalt angenommen. Russland war infolge der wirtschaftlichen Krise, in die es wegen
                  der vom Westen verhängten Sanktionen im Zuge seines Angriffskriegs gegen die Ukraine
                  geraten war, zu einem Juniorpartner Chinas geworden. Aus der ILRS, die ursprünglich
                  eine partnerschaftlich betriebene Mondforschungsbasis hatte sein sollen, war zunächst
                  die Cooperation Organization (ILRSCO) und schließlich 2026 die GWSO geworden. So hat
                  sich das Konzept der ILRS mit der Zeit geändert: Aus einem Instrument der wissenschaftlichen
                  Zusammenarbeit wurde das Projekt eines politischen Bündnisses mit einer multilateralen
                  Basis, die Peking durch geschickte Diplomatie und aggressives Anwerben neuer Partner
                  stetig ausgeweitet hat. China dominiert die GWSO und bedient sich ihrer, um für die
                  Durchsetzung seiner Regeln der Mondnutzung weltweit Unterstützung zu gewinnen. Peking
                  verfolgt das Ziel, zu einer Ordnungsmacht im Weltraum zu werden.
               

               Dabei sah es Ende der 2010er Jahre noch anders aus: Die USA planten, mit den Artemis-Missionen bis 2024 zum Mond zurückzukehren. Mit dabei sein sollten diesmal ihre westlichen
                  Partner. Der Erstflug verzögerte sich mehrmals, aus technischen, regulatorischen und
                  finanziellen Gründen. Parallel verständigten sich die USA 2020 mit einer Reihe von
                  Staaten auf die Artemis Accords, bilaterale, nicht bindende und nicht unumstrittene Abkommen über Richtlinien für das
                  Verhalten auf dem Mond,1 denen Deutschland 2023 beigetreten ist. Die Vereinbarungen erstrecken sich sowohl
                  auf die Aktivitäten auf der Oberfläche als auch auf Ressourcenextraktion. Während
                  sich die europäischen Staaten zunächst nach und nach und schließlich geschlossen zu
                  den Artemis Accords bekannten, witterte Ungarn seine Chance, erstmals einen Astronauten auf den Mond
                  zu senden, und ging 2027 zusätzlich eine Mitgliedschaft in der GWSO ein.
               

               Die Spannungen innerhalb des westlichen Bündnisses einerseits sowie zwischen den USA
                  und China andererseits haben während der zweiten Amtszeit Donald Trumps zugenommen.
                  Er war im November 2024 erneut zum US-Präsidenten gewählt worden und verschärfte seine
                  konfrontative Rhetorik gegenüber China. So ließ er bei seiner Antrittsrede im Januar
                  2025 – ohne vorausgehende Absprache mit den westlichen Partnern – kundtun, dass jede
                  Einmischung in die Aktivitäten amerikanischer Missionen oder Unternehmen auf dem Mond
                  militärische Konsequenzen nach sich ziehen würde. Diese Botschaft richtete sich vor
                  allem gen Peking. Außerdem verkündete Trump in dieser Rede, Elon Musk als NASA-Administrator
                  einsetzen zu wollen (was allerdings nicht passiert ist).2

               Trumps »America First in Space«-Programm hat zu einem Zerwürfnis mit den europäischen
                  Partnern geführt.
               

               Unter der Devise »America First in Space« hat der Präsident ein Förderprogramm für
                  die amerikanische Weltraumindustrie angestoßen, das einheimische Firmen durch Subventionen
                  überproportional bevorzugt. Dies hat zu einem ernsthaften Zerwürfnis mit den europäischen
                  Partnern geführt. Auch die innereuropäischen Beziehungen sind gegen Ende der zweiten
                  Amtsperiode Trumps keineswegs spannungsfrei.
               

               Deutschland galt lange als eine der führenden Nationen in Europa im Bereich der Raumfahrttechnik
                  und wurde innerhalb des Artemis-Projekts als Schlüsselpartner angesehen. Doch der deutschen Weltraumbranche drohte
                  schon Mitte der 2020er Jahre der Niedergang: Aufgrund ausbleibender Investitionen
                  und fehlender politischer Unterstützung war sie nicht konkurrenzfähig genug. Hinzu
                  kommt, dass die fehlende Geschlossenheit Europas und des Westens die Bemühungen konterkariert,
                  sich gemeinsam gegen die wachsende Einflussnahme Chinas im All zu positionieren. Die
                  Landung der chinesischen Mission auf dem Mond im Jahr 2028 soll dabei nur ein Schritt auf dem Weg zu dem von Peking erklärten Ziel sein, den »ewigen Traum« zu
                  erfüllen und China zu einer Weltraumgroßmacht aufsteigen zu lassen.3

            

         

      

   
      
         
            
               Geopolitik im umkämpften Weltraum

               Dem All kam bereits in den 2010er und frühen 2020er Jahren über die wissenschaftliche
                  und wirtschaftliche Nutzung hinaus zunehmend auch eine politische, militärische und
                  strategische Bedeutung zu. Der erdnahe Weltraum wurde immer umkämpfter und überfüllter.4 Der Umgang mit dem Mond stand dabei paradigmatisch wie praktisch für die Zukunft
                  der Weltraumnutzung insgesamt.
               

               Dabei ist das Weltall – wie die Weltmeere und die Atmosphäre – ein »Gemeinschaftsgut«
                  (global commons) bzw. eine »Sache der gesamten Menschheit« (province of all mankind). Das heißt, diese Räume gehören niemandem und niemand darf bei der Nutzung behindert
                  werden. Dieses Prinzip ist auch im Weltraumvertrag von 1967 niedergelegt,5 welcher den rechtlichen Rahmen im All bildet. Der Vertrag bestimmt, dass »die Erforschung
                  und Nutzung des Weltraums einschließlich des Mondes [...] zum Vorteil und im Interesse
                  aller Länder« durchgeführt wird (Art. I), und unterstreicht das freie und uneingeschränkte
                  Recht aller Staaten, sich daran zu beteiligen. Zudem unterliegt das All inklusive
                  des Mondes und anderer Himmelskörper »keiner nationalen Aneignung durch Beanspruchung
                  der Hoheitsgewalt, durch Benutzung oder Okkupation oder durch andere Mittel« (Art. II).
               

               Anläufe, einen völkerrechtlichen Vertrag explizit für Aktivitäten auf dem Mond zu
                  schließen, hatten in den folgenden Jahrzehnten wenig Erfolg. Das »Übereinkommen zur
                  Regelung der Tätigkeiten von Staaten auf dem Mond und anderen Himmelskörpern« von
                  1979 hat offenbar keine Zugkraft entfaltet: 2024 hatten nur 17 Staaten den Vertrag
                  ratifiziert, darunter weder die USA noch die UdSSR/Russland oder China.6

               Seit den 1970er Jahren hat sich das Weltraumrecht nur wenig weiterentwickelt – dafür
                  aber die Nutzung des Alls. Durch Miniaturisierung und Kommerzialisierung wurde die
                  Raumfahrt erschwinglicher und für mehr Länder zugänglich, ebenso für Unternehmen.
                  2024 befanden sich schon mehr als 5.000 aktive Satelliten aus 75 Ländern im Orbit.
                  Firmen wie SpaceX und Virgin Galactic standen für das neue Marktpotential, das sich
                  unter dem Schlagwort New Space privaten Akteuren mit der Nutzung des Weltraums erschloss.
               

               Auch war bzw. ist der Weltraum nicht immun gegenüber terrestrischer Geopolitik. Mitte
                  der 2020er Jahre war er zum Schauplatz irdischer Rivalitäten und Konflikte geworden,
                  und die Konkurrenzkämpfe um begrenzte Ressourcen hatten ihn längst erreicht (z. B. Inanspruchnahme der Orbits, Datenfrequenzen für Satelliten, perspektivisch Flächen
                  auf dem Mond und anderen Himmelskörpern). Während die Aufrüstung im All Fahrt aufnahm,
                  stieg das Risiko einer militärischen Auseinandersetzung auf der Erde wie auch im Weltraum.7

            

         

      

   
      
         
            
               Fragmentierung in der Gestaltung der Weltraumordnung

               2024 stellte sich die Situation wie folgt dar: Die von den USA bzw. China angestoßenen
                  Initiativen – die Artemis Accords und die ILRS – standen für zwei verschiedene, um Deutungshoheit ringende Konzepte
                  für die Nutzung des Mondes und schließlich auch des Weltraums. Die Debatten in den
                  Vereinten Nationen (UN) spiegelten diese grundlegenden Differenzen wider. China und
                  Russland setzten sich für einen neuen rechtlich bindenden Vertrag ein. Dafür hatten
                  sie 2008 einen Entwurf vorgestellt, der keine Mehrheit gewinnen konnte.8 Ein alternativer Ansatz basierte auf der Entwicklung von Normen für die verantwortungsvolle
                  Nutzung des Weltalls. Damit befasste sich die UN-Arbeitsgruppe zur Reduzierung von
                  Weltraumbedrohungen durch Normen, Regeln und Prinzipien der verantwortungsvollen Nutzung,
                  die jedoch 2023 nach zwei Jahren endete, ohne Abschlussbericht aufgrund von Enthaltungen
                  unter anderem durch Russland und China.9 Daraufhin verfestigte sich die Blockbildung weiter.
               

               In einer anschließenden zweiten Runde beschäftigten sich in dem zuständigen First
                  Committee der Generalversammlung zwei Arbeitsgruppen parallel mit der Thematik, wodurch
                  sich die Konkurrenz der beiden Ansätze verstetigte.10 In einer für die Vereinten Nationen unüblichen Form wurde in der begleitenden Pressemitteilung
                  gewarnt vor einer »weiteren Polarisierung und Fragmentierung bei dem Versuch, Weltraumsicherheit
                  zu bewahren«.11

               Parallel wurden in den 2020er Jahren themenspezifische minilaterale Initiativen vorangetrieben.
                  Die USA zum Beispiel erklärten, auf Tests bodengebundener Antisatellitenwaffen zu
                  verzichten. Diesem unilateralen Moratorium haben sich 37 Staaten bis 2023 angeschlossen,
                  darunter alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU).12 Eine entsprechende Resolution in der UN-Generalversammlung wurde von 155 Staaten
                  unterstützt, nicht aber von China und Russland.13

               Diese Entwicklungen deuteten auf eine schleichende Abkehr vom Prinzip des Weltraums
                  als Gemeinschaftsgut. Die Zahl der mini- und multilateralen, zum Teil themenbezogenen
                  und nicht exklusiven Kooperationsformate wuchs an. Dass sich die gleichzeitige Teilnahme
                  an den beiden großen Vorhaben der USA bzw. Chinas jedoch längerfristig als kompliziert
                  erweisen könnte, bekamen die Vereinigten Arabischen Emirate zu spüren. Als Unterzeichner
                  der Artemis Accords mussten sie wegen amerikanischer Exportregelungen (ITAR) eine Kooperation mit dem
                  chinesischen Mondprogramm Chang'e 7 ausschließen.14 Dennoch unterzeichneten emiratische Universitäten ein halbes Jahr später Abkommen
                  zur Mitnutzung der ILRS-Mondstation.15

               Im Jahr 2023 gab es wenige Fälle von doppelten Mitgliedschaften und kaum Überlegungen,
                  wie damit umgegangen werden sollte, zum Beispiel dahingehend, ob sie gegebenenfalls
                  zur Überbrückung und Vermittlung zwischen den Initiativen dienen könnten. Eine konfliktfreie
                  Koexistenz der zwei Modelle in einem kooperativen Rahmen war in Anbetracht eines sich
                  aufheizenden politischen Klimas allerdings nur schwer vorstellbar.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Der Mond: Projektionsfläche für Weltraumgroßmächte

               Vor diesem Hintergrund bahnte sich das zweite Wettrennen zum Mond an, das China am
                  1. Juli 2028 gewinnt. Es unterscheidet sich von der Rivalität, die bei der Eroberung
                  des Weltraums zwischen den USA und der Sowjetunion zu Zeiten des Kalten Krieges herrschte.
                  Denn neben Prestige- und strategischen Gründen beruhen die Mondambitionen in den 2020er
                  Jahren perspektivisch auch auf wirtschaftlichen Anreizen. Der Erdsatellit ist Projektionsfläche
                  und Austragungsort von Machtpolitik, und die Aspirationen, die sich auf ihn richten,
                  sind auf allen Seiten geprägt von der Maxime »Wer zuerst kommt, mahlt zuerst«. Oder,
                  mit anderen Worten: Wer als Erster wieder auf der Mondoberfläche Fuß fassen kann,
                  schafft Fakten – und Regeln.
               

               In diesem Wettbewerb geht es über den Mond hinaus um die Frage der Kontrolle des erdnahen
                  Weltraums (cislunar space) und darum, eine Ausgangslage zu schaffen für weitere Explorationen in der Zukunft,
                  für die der Mond als Sprungbrett dienen soll. Allein durch die Demonstration der für
                  eine Mondlandung benötigten Technologien ist China nun eine Machtprojektion gelungen:
                  Von Trägerraketen und Landemechanismen über Lösungen für sichere Kommunikation bis
                  hin zu Technik für die Weltraumlageerkennung – China verfügt darüber. Diese Fähigkeiten
                  sind entscheidend für das Beherrschen des Weltraumumfelds und somit potentiell auch
                  für die Durchführung militärischer Operationen.
               

               Hinzu kommt, dass – auch wenn sich Weltraumaktivitäten 2028 wirtschaftlich noch nicht
                  rentieren – der Mond schon seit Jahren als strategische Ressource betrachtet wird.
                  Vorkommen an seltenen Erden und Helium können nämlich für zukünftige Missionen oder
                  längere Aufenthalte wertvoll sein, etwa für die Erzeugung von Kraftstoff. Auf solche
                  attraktiven lunaren Geschäftsszenarien in einigen Jahrzehnten spekulieren auch private
                  Unternehmen. Sie spielen eine zentrale Rolle bei der Entwicklung von Fähigkeiten für
                  die Raumfahrt, die bisher größtenteils in hoheitlicher Hand lag.
               

               Der Staat muss die rechtlichen und regulatorischen Bedingungen für kommerziell getriebene
                  Weltraumaktivitäten schaffen.
               

               Der Staat wird im mittlerweile etablierten New Space-Ökosystem zum Kunden von Dienstleistungen dieser Unternehmen, zum Beispiel von Elon
                  Musks SpaceX, und hat die wesentliche Aufgabe, die rechtlichen und regulatorischen
                  Bedingungen für kommerziell getriebene Aktivitäten zu schaffen. Angesichts der erfolgreichen
                  chinesischen Mondlandung ist dies umso dringlicher. Konkret heißt das, der Staat muss
                  Standards und Regeln definieren und durchsetzen, die der Absicherung und Nachhaltigkeit
                  von Missionen auf dem Mond und im All dienen und zur Bewältigung von Krisen bzw. zur
                  Schlichtung von Konflikten herangezogen werden.
               

               Als Basis für ein solches internationales Regelwerk bieten sich möglicherweise die
                  Artemis Accords an. Damit sich dieses gegen ein von China geprägtes alternatives Modell durchsetzen
                  kann, ist die Geschlossenheit der westlichen Partner notwendig – eine große Herausforderung
                  in Anbetracht der Tatsache, dass das westliche Bündnis zerstritten ist.
               

               Daneben beschließen manche Staaten auch auf nationaler Ebene Gesetze. So haben die
                  USA 2015 den Commercial Space Launch Competitiveness Act verabschiedet, der privaten
                  Unternehmen den Abbau von extraterrestrischen Rohstoffen erlaubt. In Europa wurden
                  ähnliche Gesetze zum Beispiel 2017 in Luxemburg und 2023 in Liechtenstein erlassen.16 In Deutschland wurde das in der Raumfahrtstrategie von 2023 angekündigte Weltraumgesetz17 wie geplant 2025 beschlossen, im Jahr darauf folgte das EU-Weltraumgesetz. Derartige
                  nationale und supranationale Gesetze müssen allerdings mit dem internationalen Recht
                  vereinbar sein und werfen die Frage auf, wie verschiedene Regelwerke harmonisiert
                  werden können.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Ausdehnung der sino-amerikanischen Rivalität im All

               Der systemische Wettbewerb zwischen Peking und Washington findet nicht nur – bereits
                  seit Jahren – auf der Erde statt, sondern erstreckt sich bis in den Weltraum. Durch
                  seine bemannte Mondlandung ist China den USA hier nun einen Schritt voraus. Die USA
                  waren jahrzehntelang unangefochtener Weltraumhegemon und haben durch die Umsetzung
                  des kommerziellen New Space-Modells eine starke industrielle Basis aus Weltraumunternehmen aufgebaut. Mit dem
                  Artemis-Programm kündigten die Vereinigten Staaten 2017 die Rückkehr zum Mond an, als einzige
                  Nation, der bis dato die astronautische Landung geglückt war. Parallel dazu hat die
                  Trump-I-Administration mit den Artemis Accords den Grundstein für bilaterale Abkommen gelegt, um die Kooperation mit einem globalen
                  Netzwerk gleichgesinnter Partner auf eine sichere Basis zu stellen. Vielversprechende
                  Projekte, deren Verwirklichung aufgrund mangelnder politischer Priorisierung und technischer
                  Herausforderungen ausgebremst wurde.
               

               Gleichzeitig haben sich die USA und China auch im Weltraum weiter voneinander entfernt.
                  Chinas Ambitionen dort sehen US-Regierungen seit Jahren zunehmend kritisch18 und das Wolf Amendment von 2011 begrenzt die amerikanisch-chinesische Zusammenarbeit im All.19 China ist als einziges Land in der Lage, die amerikanische Vormachtstellung im Weltraum
                  herauszufordern und eine andere Interpretation einer regelbasierten Weltraumordnung
                  anzubieten, nämlich eine »regelbasierte Weltraumordnung mit chinesischen Charakteristiken«.
               

               Das Selbstverständnis Chinas im Hinblick auf den Weltraum basiert auf dem Traum, eine
                  Weltraumgroßmacht zu werden – besser gesagt: auf seiner Verwirklichung. Aus chinesischer
                  Sicht ist die Luft- und Raumfahrt die »wichtigste Waffe Chinas« und »Ausdruck des
                  Status Chinas als Großmacht«.20
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               Dabei blickt China auf eine erfolgreiche Geschichte als Weltraumnation zurück. Mit
                  der Entwicklung eigener Trägerraketen (Long March), dem Aufbau eines eigenen Satellitennavigationssystems (Beidou) und der Sendung eines Rover auf die Rückseite des Mondes (Chang'e) ist es dem Land Anfang der 2020er Jahre gelungen, sich als führende Weltraumnation
                  zu etablieren.
               

               Chinas Vorrangstellung im Orbit wird dadurch ausgeweitet, dass es Antisatellitenwaffen
                  testet (von Signalstörungen über die nötigen Cyberfähigkeiten bis hin zu bodengestützten
                  Raketen). Diese technologischen Fähigkeiten untermauern den Anspruch des Landes, die
                  politischen und regulatorischen Rahmenbedingungen für Weltraumaktivitäten (mit)zugestalten.
                  China verbindet seine Weltraumaktivitäten mit Programmen wie der Belt and Road Initiative,
                  die auf seine nationalen Interessen ausgerichtet ist, die es im Übrigen auch im Rahmen
                  der Staatengruppe BRICSplus geltend macht.21 Dabei gibt es in China weder eine klare Trennung zwischen privaten und staatlichen
                  Weltraumunternehmen noch zwischen den wissenschaftlichen, zivilen und militärischen
                  Raumfahrtprogrammen. Wissenschaftliche Vorhaben können demnach als Vorwand für Aktivitäten
                  anderer Art genutzt werden.
               

               Einen Überblick über wichtige Etappen des chinesischen Weltraumprogramms bis zur bemannten
                  Mondmission 2028 sowie mögliche weitere Entwicklungen bis 2035 gibt Graphik 1 (S. 21).
               

               China positioniert sich als Alternative zum Westen und verspricht seinen Partnern
                  in der Great Wall Space Organisation exklusiven Zugang zu Technologien, zum Mond,
                  zu Ressourcen. Die Zusammenarbeit unter der »Vorgängerinitiative« ILRS wurde 2023
                  explizit als inklusiv und »win-win« angekündigt.22 Allerdings geschah Ähnliches wie bereits in anderen Fällen – die Initiative wurde
                  schleichend unterwandert, um chinesische Interessen umzusetzen. Chinas Werben um überwiegend
                  autokratisch geführte Staaten als Partner für die ILRS bzw. ab 2026 für die GWSO bestätigt
                  den Eindruck, dass Peking wie schon auf der Erde jetzt auch im Weltraum versucht,
                  einen gegen den Westen gerichteten Block zu bilden. Denn trotz allem kann China eine
                  Weltraumordnung nicht im Alleingang etablieren und gegen die USA als einzige ebenbürtige
                  Macht durchsetzen. Letzten Endes gilt: Das Land, das nicht nur über das nötige technologische
                  Know-how verfügt, sondern zugleich andere Länder für seine Vision der Weltraumverwaltung
                  gewinnen kann, wird die Regeln im Weltraum setzen.
               

               Mit Aussicht auf eine erneute Präsidentschaft Trumps war es schon im Vorfeld der US-Präsidentschaftswahlen
                  2024 absehbar, dass die USA die Erforschung des Mondes nicht kooperativ mit China
                  betreiben wollten. Das hat sich bewahrheitet. Die beiden Staaten gehen getrennte Wege,
                  und die Unterstützergruppen für die Artemis Accords bzw. die GWSO konkurrieren miteinander.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Europa und Deutschland – Verlierer?

               Europa war Mitte der 2020er Jahre in der Summe seiner Staaten, mit der Europäischen
                  Weltraumagentur ESA und dem EU-Weltraumprogramm ein bedeutender Weltraumakteur. Nationale
                  Raumfahrtprogramme waren größtenteils in die Aktivitäten der ESA eingegliedert. Ausnahmen
                  bildeten die größeren Weltraumnationen wie Deutschland, Frankreich und Italien, die
                  darüber hinaus eigene Programme betrieben. Insbesondere die deutsche Weltraumbranche
                  litt jedoch unter ausbleibenden Investitionen und erhielt wenig politische Unterstützung,
                  sodass sie 2028 kaum noch konkurrenzfähig ist.
               

               Die Rolle Europas in der Raumfahrt zu konsolidieren gestaltet sich schwierig. Gründe
                  sind nicht nur mangelnde politische Unterstützung und fehlende Investitionen. Grund
                  ist vor allem ein besonderes Konstrukt: Die astronautische Raumfahrt ist seit den
                  1990er Jahren in der ESA gebündelt, zu deren Aufgaben es ebenso gehört, die wissenschaftliche
                  Weltraumforschung zu fördern. Schon seit 2007 teilen sich aber die ESA und die EU
                  die Zuständigkeit für das Weltraumportfolio Europas, wobei die EU das Europäische
                  Weltraumprogramm administriert.23

               Da Europas Rolle in der Raumfahrt schwierig zu konsolidieren ist, ist es 2028 immer
                  noch weitgehend abhängig von den USA.
               

               Europa verfügt Ende der 2020er Jahre durchaus über fortschrittliche Fähigkeiten zur
                  Überwachung und Navigation sowie mit der Ariane 6 wieder über eine eigene Trägerrakete. Trotzdem ist es nach wie vor in Schlüsseltechnologien
                  weitestgehend von den USA abhängig. Weltraumlagedaten werden größtenteils immer noch
                  von dem transatlantischen Partner bezogen und Plätze für Satelliten als Mitfahrgelegenheit
                  eingekauft. Eigene Ambitionen in der astronautischen Raumfahrt hat Europa vergeblich
                  im Kontext der amerikanischen Artemis-Missionen verfolgt; ihm bleibt nur die Rolle des Juniorpartners.24

               Als Donald Trump 2024 zum zweiten Mal zum US‑Präsidenten gewählt wurde, wuchs bei
                  den europäischen Staaten die Sorge, Trump werde nicht mehr akzeptieren, dass die USA
                  den größten Teil der Lasten für die Aufrechterhaltung der internationalen Ordnung
                  allein schulterten. Die Europäer befürchteten, Trump würde im Gegenzug für den Zugang
                  zu Weltraumfähigkeiten mehr finanziellen wie politischen Einsatz von ihnen fordern.
                  Diese Sorgen haben sich in den folgenden Jahren als berechtigt erwiesen.
               

               Am Ende der zweiten Amtszeit Trumps blicken die USA auf eine aggressive Handelspolitik
                  gegenüber Europa und China zurück. Trumps »America First in Space«-Politik hat zu
                  einer tiefen Entfremdung zwischen Europa und den USA in der Weltraumkooperation geführt.
                  Das Vertrauen Europas in die USA ist erschüttert, für europäische Astronauten ist
                  die Option außer Reichweite, an Artemis-Mondmissionen beteiligt zu werden. Auch glaubt Europa nicht mehr daran, ein Mitspracherecht
                  bei der Gestaltung einer Weltraumordnung eingeräumt zu bekommen. Kurz: Europa läuft
                  Gefahr, der Verlierer in der Großmachtrivalität auf dem Mond zu werden.
               

               In dieser Situation präsentiert sich China den Europäern daher als potentiell attraktiver
                  Weltraumpartner – primär industriepolitisch, denn die chinesische Weltraumindustrie
                  befindet sich Ende der 2020er Jahre auf höchstem technologischem Niveau. Trotzdem
                  muss damit gerechnet werden, dass Peking in europäischen Hauptstädten nicht nur um
                  industrielle Kooperation bei Weltraumprojekten werben wird, sondern auch um politische
                  Unterstützung für seine Vision einer lunaren Ordnung. Eine Beteiligung bei der Formulierung
                  einer regelbasierten Weltraumordnung mit chinesischen Charakteristiken bietet China
                  den Europäern indes nicht an. Sollte sich Europa China zuwenden mit dem Ziel, die
                  wirtschaftliche oder politische Weltraumkooperation voranzutreiben, würde dies die
                  transatlantischen Beziehungen weiter verschlechtern.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Handlungsempfehlungen

               Zurück in die Gegenwart, ins Jahr 2024. Angesichts der beschriebenen Herausforderungen
                  stellt sich die Frage, wie souverän Europa sich im All positionieren bzw. wie es sich
                  verhalten will – es fehlt eine einheitliche paneuropäische Vision. Um im Gefüge der
                  großen Raumfahrtnationen bestehen zu können, müssen Europa und auch Deutschland über
                  ihre längerfristigen Ambitionen Klarheit schaffen. Die ESA hat einen solchen Reflexionsprozess
                  mit der High-Level-Gruppe angestoßen.25 Die Mitgliedstaaten der EU und der ESA sollten die Möglichkeit nutzen, ihr kollektives
                  Gewicht einzubringen und mit einheitlicher Stimme zu sprechen, und zwar sowohl bilateral,
                  zum Beispiel vis-à-vis den USA und China, als auch in internationalen Gremien wie
                  dem UN-Ausschuss für die friedliche Nutzung des Weltraums (COPUOS), der UN-Generalversammlung
                  und der Internationalen Fernmeldeunion (ITU). Wenn der Weltraum als Europas Gemeinschaftsprojekt
                  begriffen wird, kann dies europäische Handlungsfähigkeit und Eigenständigkeit stärken.
               

               Schließlich muss Europa lernen, im Weltraum selbständig und unabhängig zu agieren,
                  um seine Chancen als starker Partner der USA zu nutzen. Zugleich sollte Europa geschlossen
                  versuchen, auf die zukünftige amerikanische Administration konstruktiv einzuwirken,
                  gerade wenn Trump zum zweiten Mal Präsident würde. Es gilt, die Vorteile eines durch
                  die westlich geprägten Industrienationen gemeinsam formulierten lunaren Regelwerkes
                  hervorzuheben.
               

               Grundsätzlich an der transatlantischen Allianz festzuhalten ist notwendig angesichts
                  der großen Interessen- und Werteunterschiede zwischen Europa und China, was Weltraumthemen
                  anbelangt. Europa muss gegenüber China klar Stellung beziehen und sich für ein völkerrechtskonformes
                  und verantwortungsbewusstes Verhalten im Weltraum einsetzen. Die Zusammenarbeit in
                  Weltraumunterfangen sollte auf Basis der koordinierten EU-Chinapolitik evaluiert werden,
                  ganz im Sinne des »De-Risking«-Ansatzes. Dies betrifft allen voran die europäische
                  Weltraumindustrie, die unabhängiger von China werden und gleichzeitig vor zu großer
                  Einflussnahme sowie Übernahmen geschützt werden muss.
               

               In dem sich zuspitzenden Konflikt um den Weltraum kann Deutschland eine glaubhafte
                  Mittlerrolle spielen – sowohl in der EU und der ESA als auch international. Es sollte
                  sich um eine einheitliche europäische Weltraumpolitik bemühen, deren Ziel es sein
                  muss, im Verbund mit gleichgesinnten außereuropäischen Mächten die völkerrechtlichen
                  Prinzipien für die Weltraumnutzung in internationalen Organisationen zu verankern
                  und zu stärken. Besondere Aufmerksamkeit verdient dabei Indien: Das Land verfügt über
                  ein starkes Raumfahrtprogramm und eine robuste Weltraumindustrie, als Unterzeichner
                  der Artemis Accords kann es ein natürlicher Partner des Westens sein und ein geopolitisches Gegengewicht
                  zu China und dessen Partnern bilden.
               

               Für ein derartiges Engagement Deutschlands bedarf es eines strategischen Ansatzes
                  für Weltraumdiplomatie. Eine Möglichkeit wäre, im Auswärtigen Amt die Position einer
                  oder eines Beauftragten für Weltraumaußen- und ‑sicherheitspolitik einzurichten, wie
                  es sie schon für die Cyberdomäne gibt. Um die Debatte über die verantwortungsvolle
                  Nutzung des Mondes voranzutreiben, könnte Deutschland den Mondvertrag von 1979 unterzeichnen.
               

               Eine Kooperation mit China sollte nur dort angestrebt werden, wo es strategisch im
                  europäischen Interesse ist. Bei Herausforderungen von globaler Tragweite, etwa beim
                  Umgang mit Weltraumschrott und bei der Rüstungskontrolle, ist ein gemeinsamer Ansatz
                  gefragt. Hingegen scheint eine vertrauensvolle Zusammenarbeit auf Augenhöhe bei der
                  Erforschung des Mondes sowie auf industrieller Ebene nicht möglich, dazu sind die
                  allgemeinen Vorbehalte in den Beziehungen zu China derzeit zu groß.
               

               Deutsches und europäisches Interesse sollte es sein, an Weltraumaktivitäten teilnehmen
                  zu können und die Gestaltung der Regeln für die Nutzung des Alls nicht anderen zu
                  überlassen. Denn dies würde das Risiko vergrößern, zum Spielball der Großmächte zu
                  werden. Um mitwirken zu können, muss in die nationale und europäische Raumfahrt investiert
                  werden, politisch wie finanziell. Noch stehen die Zeichen gut, dass das in diesem
                  Beitrag beschriebene Szenario – ein Weltall ohne Europa – nicht eintritt.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Frischer Wind am East River. Die Erweiterung des UN-Sicherheitsrats zieht unerwartete Reformschritte nach sich
               

               Judith Vorrath / Lars Brozus
               

            

            Überraschung und Jubel im UN-Sicherheitsrat: Das Jahr 2028 startet mit einem Paukenschlag.
               Die ständigen Mitglieder des Gremiums erklären ihren freiwilligen Verzicht auf ein
               Veto im Falle von Massenverbrechen. Die Initiative dazu ging von den neuen Mitgliedern
               des erweiterten Sicherheitsrats aus – basierend auf einem früheren französisch-mexikanischen
               Vorschlag sowie dem Verhaltenskodex der Accountability, Coherence and Transparency
               Group (ACT Group).1 Diese nach langem Ringen zustande gekommene freiwillige Selbstbeschränkung wäre undenkbar
               gewesen ohne die vorherige weitreichende Reform des Rats. Mit dieser wurde das Gremium
               2027 von 15 auf 27 Mitglieder erweitert. Auch Deutschland rückte in den Sicherheitsrat
               (SR) auf. In ihrer ersten Rede bemerkte die Vertreterin der Bundesregierung augenzwinkernd,
               dass Deutschland zwar auch ohne die Reform darauf gehofft habe, 2027/28 dort vertreten
               zu sein. Schließlich habe die Bundesregierung schon 2023 angekündigt, als nichtständiges
               Mitglied für die Ratsperiode 2027/28 zu kandidieren. Dass Deutschland nunmehr eins
               der sechs neuen semipermanenten Ratsmitglieder ist, sei damals aber nicht absehbar
               gewesen.
            

            In ihrer Rede wirft die deutsche UN-Botschafterin einen Blick zurück auf die Ereignisse,
               die maßgeblich dafür waren, dass es überhaupt zur Erweiterung kommen konnte. Verantwortlich
               dafür gewesen sei vor allem die wachsende Kluft im wichtigsten Gremium der UN, dem
               Sicherheitsrat, der als Bewahrer des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
               immer häufiger ausgefallen sei. Der Graben zwischen den fünf ständigen Mitgliedern
               (P5) – Russland und China einerseits, USA, Vereinigtes Königreich und Frankreich andererseits
               – sei nach und nach so tief geworden, dass es kaum noch zu relevanten Beschlüssen
               gereicht habe. Gleichzeitig hätten sich die Bedrohungen für den Frieden und die internationale
               Sicherheit vervielfältigt. Bewaffnete Konflikte von der Ukraine über den Kaukasus
               und den Nahen und Mittleren Osten bis zum Horn von Afrika seien weiter eskaliert oder
               hätten sich ausgebreitet.
            

            Viele UN-Beobachter:innen stimmen mit dieser Einschätzung grundsätzlich überein. Manche
               betonen darüber hinaus aber machtpolitische Motive, die wichtig für die Durchsetzung
               der Reform gewesen seien. Dass der 1945 eingerichtete und 1965 um sechs nichtständige
               Mitglieder erweiterte Rat die geopolitischen Realitäten des 21. Jahrhunderts nicht
               mehr abbilde,2 sei seit langem Konsens gewesen. Uneinigkeit habe hingegen über zweierlei bestanden,
               nämlich welche Staaten Mitglieder werden und welche Rechte sie haben sollten. Bei
               der zweiten Frage ging es besonders um die den P5 vorbehaltene Möglichkeit, Beschlüsse
               des Rats durch ein Veto zu verhindern.
            

            Zwar behalten die P5 auch nach der Erweiterung 2027 zunächst ihr uneingeschränktes
               Vetorecht. An diesem Punkt konnten sich die reformbefürwortenden Staaten nicht gegen
               den hartnäckigen Widerstand vor allem Chinas, Russlands und der USA durchsetzen. Allerdings
               haben die sogenannten New 6 (N6) – Deutschland, Japan, Brasilien, Indien, Südafrika,
               Nigeria, die als semipermanente Mitglieder neu hinzugekommen sind – die Möglichkeit,
               ein Kollektivveto gegen Beschlüsse einzulegen. Im weitgehenden Konsens untereinander3 können sie damit ebenfalls Beschlüsse verhindern, sofern es nicht um prozedurale
               Fragen geht, bei denen das Vetorecht weiterhin nicht gilt.
            

            So konnten die N6 gemeinsam mit den inzwischen 16 statt früher neun nichtständigen
               Mitgliedern des Sicherheitsrats die Initiative zur Selbstbeschränkung auf die Tagesordnung
               setzen. Während dies vor Jahren unvorstellbar gewesen wäre, lassen sich die »alten«
               P5 letztlich auf die freiwillige Beschränkung ein, unter der Bedingung, dass auch
               die N6 sich ihr unterwerfen. Russland stellt allerdings im Anschluss klar, sich weiter
               den Vetoeinsatz im Falle des anhaltenden Krieges in der Ukraine vorzubehalten. Eine
               potentielle Hintertür bleibt zudem die vage Formulierung der Erklärung zu »Situationen
               von Massenverbrechen«. Üblicherweise, so auch in dem von über 120 Staaten unterstützten
               Verhaltenskodex4, werden darunter Genozid, Verbrechen gegen die Menschlichkeit sowie Kriegsverbrechen
               gefasst. In der Selbstverpflichtung der P5 und N6 werden indes nur die ersten beiden
               ausdrücklich erwähnt. Da Verbrechen gegen die Menschlichkeit bislang nicht in einem
               Vertrag kodifiziert sind,5 bleibt viel Spielraum für Interpretation, zumal bestehende Definitionen wie die aus dem
               Statut des Internationalen Strafgerichtshofs nicht herangezogen werden.6 Zudem wird in der Selbstverpflichtung präventives Handeln ausgespart, so dass mit
               ihr explizit nur die Unterbindung bereits stattfindender Massenverbrechen erfasst
               ist.
            

            Dennoch steht der Beschluss für eine unerwartete neue Reformdynamik im SR. Sie hängt
               vor allem mit den spezifischen Umständen zusammen, die überhaupt erst die lange für
               ausgeschlossen gehaltene Erweiterung des Gremiums ermöglichten. Die neuen Mitglieder
               nutzen den daraus resultierenden Schwung und lancieren mit breiter Unterstützung aus
               der UN-Generalversammlung (UNGA) eine Initiative, um Artikel 27 (3) der UN-Charta
               wiederzubeleben. Denn dieser setzt dem Vetorecht an sich eine gewisse Grenze, da die
               ständigen SR-Mitglieder vom Vetoeinsatz absehen sollen, wenn sie selbst Streitpartei
               sind. Nach einigen Ausnahmen in der Anfangsphase der UN wurde die Regel später faktisch
               von den ständigen Mitgliedern ignoriert und damit weitgehend irrelevant. Zwar bleibt
               fraglich, ob sich diese Initiative durchsetzen lässt, sie versinnbildlicht aber den
               frischen Wind im Sicherheitsrat.
            

         

      

   
      
         
            
               Der lange Weg zur Erweiterung: Ende einer unendlichen Geschichte

               Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts kam das Thema Reform des Sicherheitsrats in den
                  1990er Jahren verstärkt auf die Tagesordnung der UN. 1993 setzte die UN-Generalversammlung
                  eine Arbeitsgruppe ein, die sich mit der künftigen Zusammensetzung sowie den Arbeits-
                  und Entscheidungsmethoden des SR befassen sollte. Doch diese erzielte kaum Fortschritte.
                  Einig waren sich die UN-Mitglieder zwar darin, dass größere Legitimität durch angemessene
                  Repräsentation und mehr Effektivität wichtige Argumente für eine Reform des Sicherheitsrats
                  seien. Aber wer in dieses Gremium aufrücken sollte und wie die genauen Modalitäten
                  einer Reform aussehen sollten, blieb umstritten.7

               Mitte der 2000er Jahre erfolgte ein neuer Reformvorstoß. Vor dem Hintergrund der tiefgehenden
                  Kontroversen im SR über die US-geführte Invasion und Besetzung des Irak präsentierte
                  eine Gruppe um Brasilien, Deutschland, Indien und Japan (G4) konkrete Vorschläge für
                  die Erweiterung, die auch zwei Staaten aus Afrika einschließen sollte. Damit wurde
                  der sogenannte Ezulwini-Konsens aufgegriffen, in dem sich die afrikanischen Staaten
                  darauf geeinigt hatten, mindestens zwei ständige Sitze mit den gleichen Rechten wie
                  die P5 zu fordern.8 Zum UN-Weltgipfel 2005 schien sich das Fenster für eine Reform zu öffnen, doch letztlich
                  blieb die notwendige Zweidrittelmehrheit in der Generalversammlung unerreichbar. Denn
                  neben den erwähnten Vorschlägen, die noch relativ kompatibel miteinander waren, gab
                  es einen weiteren, nämlich die Erweiterung ausschließlich auf zusätzliche nichtständige
                  Sitze zu beschränken. Die Gruppe Uniting for Consensus, die sich für diesen Vorschlag
                  starkmachte, umfasste regionale Rivalen der G4 wie Argentinien, Italien, Pakistan
                  und Südkorea.9

               Weder Generalversammlung noch Regionalorganisationen konnten die mangelnde Handlungsfähigkeit
                  des Sicherheitsrats kompensieren.
               

               Seit 2008 fanden kontinuierlich Verhandlungen in einem Intergovernmental Negotiations
                  Forum statt, das aber keine neue Dynamik für eine umfassende Reform entwickelte. Parallel
                  dazu erwies sich der Sicherheitsrat in vielen Krisen und Gewaltkonflikten immer wieder
                  als uneins, von Libyen 2011 über die Annexion der Krim durch Russland 2014 bis zu
                  den politischen Unruhen in Venezuela 2019. In den 2020er Jahren hatte die Zerstrittenheit
                  des SR wegen des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine und des Überfalls der
                  Hamas auf Israel sowie der folgenden Militärintervention im Gaza-Streifen vermeintlich
                  einen Höhepunkt erreicht. Nun entpuppte sich der Rat auch in Fällen als nicht mehr
                  handlungsfähig, über die zuvor noch – wenn auch nach schwierigen Verhandlungen – ein
                  Konsens zustande gekommen war, etwa bei der Bekämpfung des internationalen Terrorismus
                  oder der Verlängerung von Mandaten bestehender UN-Friedensmissionen. Zwar war es im
                  Nachgang zum Summit of the Future 2024 und zur New Agenda for Peace gelungen, kurzzeitig
                  einige Fortschritte zu erzielen. Das galt etwa für die Unterstützung regionaler Friedensbemühungen
                  durch die UN und die Stärkung der Peacebuilding Commission. Doch bei den bereits manifesten
                  Bedrohungen von Frieden und Sicherheit konnten weder eine wiederbelebte Generalversammlung
                  noch eine aktivere Rolle von Regionalorganisationen den Mangel an Handlungsfähigkeit
                  des Sicherheitsrats kompensieren. Die Ende 2023 geschaffene Möglichkeit, AU-geführte
                  Friedensmissionen durch die UN zu finanzieren, blieb letztlich weitgehend ungenutzt.
               

               Gleichzeitig lieferten sich die beiden Lager unter den P5 – Frankreich, Vereinigtes
                  Königreich und USA einerseits, China und Russland andererseits – einen Wettlauf um
                  die Unterstützung durch Länder des globalen Südens. Dieser hatte seit Jahrzehnten
                  und immer nachdrücklicher seine Unterrepräsentation im SR kritisiert. Der stetig wachsende
                  Reform- und Krisendruck in den 2020er Jahren10 in Verbindung mit dem geopolitischen wie auch geoökonomischen Kalkül der P5 trug
                  schließlich dazu bei, dass 2027 die Zeit für die Erweiterung des Sicherheitsrats reif
                  wurde.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Der neue Sicherheitsrat

               Um die Zusammensetzung des Sicherheitsrats zu modifizieren, musste die UN-Charta geändert
                  werden. Die Hürden dafür waren hoch: Jede Änderung erforderte eine Zweidrittelmehrheit
                  in der Generalversammlung sowie die Ratifizierung durch zwei Drittel der UN-Mitglieder,
                  einschließlich aller ständigen Sicherheitsratsmitglieder. Staaten, die eine Charta-Änderung
                  erreichen wollen, um Mitglied im SR zu werden, müssen daher sowohl breite Unterstützung
                  unter den 193 Mitgliedern der UNGA haben als auch die Zustimmung der P5 gewinnen.
                  Die UN-Charta selbst enthält allgemein formulierte Vorgaben für eine nichtständige
                  Mitgliedschaft im SR: Beiträge zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen
                  Sicherheit sowie zur Verwirklichung der sonstigen Ziele der Organisation. Ein weiteres
                  Kriterium ist die geographische Verteilung der Sitze.11 Auch bei Staaten, die danach streben, ständige SR-Mitglieder zu werden, müssten diese
                  Kriterien angelegt werden. Auf dieser Basis mussten sich die ambitionierten Staaten
                  auf eine gemeinsame Kandidatenliste verständigen, um einer Reform näherzukommen und
                  gleichzeitig die Bedenken der P5, vor allem Chinas und Russlands, gegen eine umfassende
                  Erweiterung zu überwinden.
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               Ausschlaggebend für die Erstellung der Kandidatenliste war die Einigung unter den
                  afrikanischen Staaten. Angesichts einer Vielzahl plausibler Kandidaten fiel die Auswahl
                  besonders schwer, zumal der Ezulwini-Konsens die Rivalitäten eher überdeckte als beilegte.
                  Der Durchbruch gelang, als sich die Konturen einer regionalen Einbindung der angestrebten
                  ständigen afrikanischen Sitze in die Abstimmungsprozesse im Rahmen der AU abzeichneten.
                  Benannt wurden schließlich Nigeria und Südafrika. Auf dieser Grundlage wurde gemeinsam
                  mit der G4 eine Kandidatenliste aufgestellt, die von mehr als zwei Dritteln der UNGA
                  unterstützt werden würde.
               

               Nun ging es darum, die gemeinsame Liste für beide Lager unter den P5 akzeptabel zu
                  machen. Frankreich, das Vereinigte Königreich und die USA befürworteten die Beitrittsambitionen
                  der G4. China und Russland begrüßten es, dass in Gestalt Südafrikas, Brasiliens und
                  Indiens langjährige Mitglieder bzw. Gründungsstaaten der BRICS-Gruppe zum Zuge kommen
                  sollten. Doch tat sich vor allem China weiterhin schwer mit der Kandidatur Japans,
                  nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Geschichte beider Staaten. Zur Entspannung trug
                  bei, dass die japanische Regierung erklärte, künftig auf offizielle Besuche am umstrittenen
                  Yasukuni-Schrein verzichten zu wollen.12

               Zwar war damit ein wichtiges Hindernis auf dem Weg zur Erweiterung des Sicherheitsrats
                  ausgeräumt. Dennoch sprachen sich China und Russland sowie die Gruppe Uniting for
                  Consensus weiterhin gegen zusätzliche ständige Mitgliedschaften im Sicherheitsrat
                  aus. Erst ein Vorschlag aus der L69-Gruppe der Entwicklungsländer, angeführt von Indien,
                  brachte Bewegung in die festgefahrenen Reformbemühungen. Neben neuen nichtständigen
                  Sitzen sollte ein künftiger Sicherheitsrat eine neue Kategorie von sechs Sitzen umfassen,
                  die als »semipermanent« bezeichnet wurden. Diese werden zunächst auf acht Jahre an
                  Mitgliedstaaten vergeben, die anschließend nur mit einer Zweidrittelmehrheit der UNGA
                  abberufen werden können, wenn diese sich gleichzeitig auf eine Neubesetzung des jeweiligen
                  Sitzes verständigt, wobei die regionale Zuordnung der Sitze zu beachten ist. Anschließend
                  gibt es erst nach zwei aufeinanderfolgenden Amtszeiten wieder eine Abwahloption. Damit
                  ist es zwar möglich, dass eine Mitgliedschaft faktisch ohne Unterbrechung andauert,
                  aber sie ist nicht von vornherein als ständig angelegt.13 So war die Basis für eine Einigung geschaffen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Wie der »Detailteufel« bezwungen wurde

               Entscheidend für das Zustandekommen der Reform war letztlich, dass sich einige der
                  regionalen Gruppen angesichts des Handlungsdrucks auf einen Modus einigten, der die
                  Zustimmung auch derjenigen Staaten ermöglichte, die nach dem Reformentwurf vorerst
                  nicht selbst semipermanentes Mitglied im Sicherheitsrat werden konnten. Als eine Kerngruppe
                  an Staaten, darunter die G4, die Reformanstrengungen intensivierte, hatten zunächst
                  die Auseinandersetzungen innerhalb der verschiedenen Regionen um eventuelle zusätzliche
                  Sitze spürbar zugenommen. Doch die AU fand mit Hilfe einer Initiative eine regionale
                  Lösung, die zunächst nur die Sitze für gewählte Mitglieder aus ihrem Kreis einschloss.
                  Diese basiert auf einer Einigung über die regionale Verteilung bei den Kandidaturen,
                  so dass jede afrikanische Subregion jeweils im Sicherheitsrat vertreten ist. Länder,
                  die sich wie Kenia und Ägypten Hoffnungen auf einen semipermanenten Sitz gemacht hatten,
                  erhielten zudem die informelle Zusage, dass sie den ersten Sitz für ein gewähltes
                  Mitglied aus ihrer Subregion einnehmen können.
               

               Die europäischen Staaten verständigten sich nach langem Hin und Her darauf, die regionalen
                  Gruppen Osteuropa und Westeuropa / Übrige aufzulösen. Von ihrem ursprünglichen Wunsch nach drei nichtständigen Sitzen
                  rückten die EU-Mitgliedstaaten schließlich ab, verbanden damit jedoch die Forderung
                  nach einem eigenen Sitz für die Small Island Developing States (SIDS), die besonders
                  vom Klimawandel bedroht sind. So bekamen sowohl die EU-Mitgliedstaaten als auch die
                  verbleibenden europäischen (und übrigen) Staaten jeweils zwei nichtständige Sitze.
                  Deutschland als neues semipermanentes Mitglied des SR sagte eine europäische Ausrichtung
                  seines Sitzes zu. Die neue Rolle sollte in enger Abstimmung mit der EU ausgeübt werden,
                  ohne einen Konflikt mit Frankreich zu riskieren, das der weitergehenden Idee eines
                  EU-Sitzes kritisch gegenübersteht. Italien und einige osteuropäische Staaten blieben
                  dennoch skeptisch, fürchteten sie doch eine Abnahme ihres Einflusses in den UN. Schließlich
                  forcierten afrikanische wie europäische Staaten daher eine Regelung, nach der die
                  Regionalgruppen diejenigen sind, die die Abwahl eines semipermanenten Mitglieds nach
                  acht Jahren in die UNGA einbringen können. Zudem kann kein neues Mitglied gegen die
                  Mehrheit der Stimmen einer Regionalgruppe berufen werden.
               

               Nach einem ersten konsolidierten Vorschlag gab es wie erwartet heftigen Gegenwind.
                  Russland und China versuchten, den größer werdenden Konsens für eine umfassende Reform
                  aufzubrechen. Sie machten sich für zwei neue ständige Sitze afrikanischer Staaten
                  ohne Veto stark, lehnten aber jede sonstige Erweiterung strikt ab. Doch es gelang
                  ihnen nicht, einen Keil in das Reformlager zu treiben. Zum einen war ihr Ansinnen
                  nicht mit den regionalen Absprachen vereinbar. Zum anderen wurde schnell klar, dass
                  diese Option nicht nur einigen westlichen Ländern Nachteile bringen, sondern auch
                  eine ausgewogene Repräsentation insgesamt behindern würde. Ferner signalisierten die
                  USA, dass sie sich nicht gegen eine Erweiterung stemmen würden, die auf so breiter
                  Zustimmung beruhte.
               

               Anders als erwartet gruppierten sich die neuen Mitglieder des Sicherheitsrats nicht
                  um die Vetomächte.
               

               In der Folge stieg der Druck auf China und Russland. Hatten sie sich zuvor in wachsendem
                  Maße als Verfechter der Interessen des globalen Südens dargestellt, fiel es ihnen
                  nun immer schwerer, ihre Blockade aufrechtzuerhalten. Nach einigen Anpassungen – so
                  dem Kollektivveto anstelle eines zunächst vorgesehenen individuellen Vetos für die
                  neuen semipermanenten Mitglieder – lenkten beide schließlich ein. Dazu trug auch ihre
                  Erwartung bei, durch das neue Gewicht von Staaten des globalen Südens ihre Position
                  im Sicherheitsrat stärken zu können. China versuchte dennoch, die einheitliche afrikanische
                  Position zu unterminieren, um den Beitritt Japans zu verhindern. Das aber drohte eine
                  massive Entfremdung vom zahlenmäßig starken Block der afrikanischen Staaten nach sich
                  zu ziehen. Zudem wurde die Geste Japans, das historisch belastete Verhältnis zu China
                  zu entspannen, international positiv aufgenommen. Einige regionale Kontrahenten der
                  G4 wie Pakistan und Südkorea stimmten in der UNGA zwar trotz allem gegen die Erweiterung.
                  Dies gefährdete aber die notwendige Zweidrittelmehrheit nicht. Im Wesentlichen handelte
                  es sich um eine Reform durch die Hintertür, bei der die skeptischen ständigen Mitglieder
                  machtpolitisch kalkulierten und darauf bauten, dass ihr jeweiliges Lager im SR gestärkt
                  daraus hervorgehen würde. Doch die Blockbildung, die viele nach der Erweiterung hatten
                  kommen sehen, fand nicht statt.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Neue Dynamik nach der Erweiterung

               In der ersten Sitzung des erweiterten Sicherheitsrats wehte bereits ein frischer Wind,
                  den die veränderte Zusammensetzung mit sich gebracht hatte. Deutschland hatte mit
                  den anderen N6 auf eine gemeinsame Erklärung mit den nun 16 gewählten Mitgliedern
                  hingewirkt, die vor dieser Sitzung veröffentlicht worden war. Darin mahnten die Unterzeichner
                  einen Neustart für den Sicherheitsrat an, damit dieser seiner Verantwortung für die
                  Wahrung von Frieden und internationaler Sicherheit wirklich gerecht werden könne.
                  Zugleich erkannten sie ihre eigene Verantwortung für eine konstruktive Zusammenarbeit
                  in diesem Sinne an. Klar wurde aber auch, dass das fortbestehende individuelle Vetorecht
                  der P5 ein potentieller Zankapfel bleiben würde.
               

               Anders als erwartet gruppierten sich die neuen Mitglieder jedoch nicht um die Vetomächte.
                  Vielmehr bewirkte die neue Struktur mit drei unterschiedlichen Kategorien von Mitgliedern
                  und anderer regionaler Gewichtung, dass eine Dynamik entstand, die bis heute weitere
                  Veränderungen anstößt. Dazu gehört, dass die fünf ursprünglichen ständigen Mitglieder
                  freiwillig der Einschränkung ihres Vetorechts zustimmten. Möglich gemacht hatte dies
                  eine starke Initiative der 16 gewählten Mitglieder (E16) für eine Selbstbeschränkung
                  der P5, die von den meisten neuen semipermanenten Mitgliedern sowie Frankreich und
                  dem Vereinigten Königreich mitgetragen wurde. Am Ende ließen sich die USA, Russland
                  und China darauf ein, auf ihr Veto in Situationen von Massenverbrechen zu verzichten.
                  Zwar wurde der Text später in wichtigen Punkten verwässert. Vermieden wurde überdies
                  der Bezug auf das Konzept der Schutzverantwortung (Responsibility to Protect, R2P),
                  das auch unter den neuen Mitgliedern äußerst umstritten ist.14 Doch symbolisch zeigte diese Einigung, welche Möglichkeiten die SR-Mitglieder auch
                  ohne die P5 unter den neuen Bedingungen haben.
               

               Bei weiteren Themen und den Arbeitsmethoden des Rats vertreten die neuen Mitglieder
                  ebenfalls starke Positionen. Grundlage dafür ist die enge Abstimmung gemeinsamer Standpunkte
                  innerhalb einiger Ländergruppen. Schon bei der Durchsetzung der SR-Erweiterung hatte
                  sich dies als Erfolgsrezept herausgestellt. Infolge der neuen Mehrheitsverhältnisse
                  verändert sich zudem die Dynamik im Sicherheitsrat. So erweist es sich rasch als vorteilhaft,
                  dass die Staaten aus Gründen der Arbeitseffizienz gebündelte Anträge und Redebeiträge
                  abgeben, damit Diskussionen und Beschlussfassungen nicht ausufern. Der Abstimmungsmodus
                  in der EU soll vor allem Deutschland als neues semipermanentes Mitglied an gemeinsame
                  Positionen binden. Darüber hinaus schafft beispielsweise die neu vertretene Gruppe
                  der kleinen Inselstaaten eigens ein Forum, um sich auf die Kandidaturen zu einigen.
                  Dieses Forum wird letztlich auch für die Abstimmung inhaltlicher Vorstöße genutzt.
               

               Die Erweiterung hat außerdem Auswirkungen auf die Mehrheitsverhältnisse: Für die erforderlichen
                  60 Prozent Zustimmung sind nunmehr 17 Stimmen (von 27) nötig statt früher neun (von
                  15). Das bedeutet, dass etwa die europäischen, afrikanischen und lateinamerikanischen
                  Staaten gemeinsam eine Mehrheit haben, sofern die semipermanenten und ständigen Mitglieder
                  aus diesen Regionen sich anschließen. Gleichzeitig kann es auch eine Mehrheit ohne
                  die westlich orientierten Staaten (also die G7 plus gleichgesinnte Staaten) geben.
                  China und Russland können eine Mehrheit organisieren, aber nur wenn es ihnen gelingt,
                  alle 15 Repräsentanten des globalen Südens auf ihre Seite zu ziehen.
               

               Diese Mehrheitsverhältnisse sind einer der Gründe dafür, dass die P5 nicht grundsätzlich
                  auf die Vetomöglichkeit verzichten. Doch auch für sie wird es schwieriger, Mehrheiten
                  für die Beschlussfassung zu organisieren. Zudem erhöht die Verlängerung der nichtständigen
                  Mitgliedschaft im Sicherheitsrat von zwei auf vier Jahre die Anreize und den Druck,
                  sich als gewähltes Mitglied personell und inhaltlich besser aufzustellen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Die neue deutsche UN-Politik

               Deutschland hat in diesem Szenario deutlich mehr Möglichkeiten, Einfluss auf die Arbeit
                  der UN zu nehmen. Gleichzeitig erwarten die europäischen Partner, dass Positionen
                  und Vorstöße eng mit ihnen abgestimmt werden. Mit seinem neuen semipermanenten Sitz
                  verfügt Deutschland über eine Sonderstellung, die jedoch zunächst nur eine bestimmte
                  Zeit lang besteht und von der Regionalgruppe indirekt bestätigt werden muss. Deutschlands
                  SR-Mitgliedschaft ist damit eindeutig regional eingebettet. Angesichts einer nicht
                  eingetretenen Blockbildung im Sicherheitsrat muss Deutschland je nach Thema immer
                  wieder für eigene Positionen und um geeignete Partner werben, vor allem unter den
                  Staaten des globalen Südens.
               

               Unter Federführung des Auswärtigen Amtes und in enger Abstimmung mit den EU-Partnern
                  wird zunächst ein umfassendes Konzept für die Ausgestaltung des deutschen Sitzes im
                  Sicherheitsrat erarbeitet. Als besonders schwierig erweist sich die Koordinierung
                  mit Frankreich, das sich als »altes« ständiges Mitglied dem EU-Abstimmungsmodus nicht
                  unterworfen hat. Deutschland muss hier deutlicher eigene Positionen entwickeln und
                  zugleich zu verhindern suchen, dass diese zum Spaltpilz im Verhältnis zu den engsten
                  Partnern werden. Ein weiterer Spagat besteht darin, die prinzipiell weiterhin enge
                  Bindung an die USA und die intensivierte Zusammenarbeit mit den neuen Mitgliedern
                  im SR auszubalancieren. Deutschland und die übrigen N6 sind sozusagen ständige Mitglieder
                  auf Probe. Das erhöht den Druck, Rechenschaft nicht nur in der eigenen Regionalgruppe
                  abzulegen, sondern auch gegenüber allen Mitgliedern in der UNGA. Zudem führt die Option
                  des Kollektivvetos dazu, dass mehr Abstimmung unter den N6 vonnöten ist, wobei stets
                  der Konsens mit Brasilien sichergestellt sein muss. Damit verschieben sich letztlich
                  die außenpolitischen Koordinaten. Sichtbar wird das zum Beispiel, als eine deutsch-japanische
                  Initiative zu Klima und Sicherheit, die eng mit den kleinen Inselstaaten koordiniert
                  ist, am Einspruch der neuen brasilianischen Regierung scheitert. Dagegen zahlt es
                  sich gleich mehrmals aus, dass die deutsche UN-Politik ab Mitte der 2020er Jahre immer
                  enger mit deutschen Initiativen in der G20+ verzahnt wurde. So werden politische Vorhaben
                  parallel in beiden Foren verfolgt, was zu ihrer größeren Akzeptanz im multilateralen
                  Rahmen beiträgt. Der dafür notwendige Aufwuchs der Kapazitäten deutscher Außenpolitik
                  für eine ambitionierte Agendasetzung und ‑umsetzung beginnt Früchte zu tragen.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Macht ohne Legitimität: Wie ein amerikanischer Tech-Oligarch die westliche Ukraine-Politik entgleisen lässt*

               Sabine Fischer / Margarete Klein / Marco Overhaus / Johannes Thimm
               

            

            Sommer 2025 in Kyjiw: Wochenlange Massendemonstrationen auf dem Maidan Nesaleschnosti
               (Platz der Unabhängigkeit) drohen Präsident Wolodymyr Selenskyj zu Fall zu bringen.
               Die Menschen schwenken die blau-gelbe Fahne der Ukraine und die EU-Fahne. Sie skandieren
               »Nieder mit den Besatzern« und »Die Ukraine ist Europa«. Es kommt zu heftigen Ausschreitungen
               zwischen Ordnungskräften und Demonstrierenden.1

            Den Protesten ist der Zusammenbruch der ukrainischen Front im Osten und Süden des
               Landes vorangegangen. Bereits in der zweiten Jahreshälfte 2024 hat die internationale
               militärische Unterstützung spürbar nachgelassen. Die Abnutzung der ukrainischen Streitkräfte
               schreitet voran, die Kraft zum Widerstand gegen die russischen Truppen schwindet.
               Davon ermutigt startet Russland im April 2025 eine neue Offensive und kann erstmals
               seit dem Frühjahr 2022 durchschlagende Erfolge verbuchen.
            

            Es gelingt den russischen Streitkräften nicht nur, die Gebiete Saporischschja und
               Cherson vollständig zu besetzen. Sie rücken im nordöstlichen Frontabschnitt über die
               administrativen Grenzen der Gebiete Luhansk und Donezk vor und nehmen Charkiw ein,
               die drittgrößte Stadt der Ukraine.
            

            Die russische Schwarzmeerflotte, die im Sommer 2023 teilweise aus Sewastopol an die
               russische Küste verlegt werden musste, kehrt auf die Krim zurück und erneuert ihre
               Angriffe auf die Hafenstadt Odessa. In der Folge kommt die ukrainische Getreideausfuhr
               über das Schwarze Meer gänzlich zum Erliegen. Der russische Vormarsch löst eine neue
               Fluchtwelle in der Ukraine aus. Hunderttausende Binnenvertriebene flüchten in die
               Mitte und den Westen des Landes. Gemeinden, Bezirksverwaltungen und die Regierung
               in Kyjiw zeigen sich außerstande, diese Menschen zu versorgen, so dass viele von ihnen
               sich auf den Weg in die angrenzenden EU-Staaten machen.
            

            Auch die Wiederherstellung zerstörter Infrastruktur, die in den ersten beiden Kriegsjahren
               gut funktionierte, wird nun zu einer Überforderung. Die Ukraine verwandelt sich in
               einen failing state und kann ihren staatlichen Aufgaben nur noch eingeschränkt nachkommen. Derweil erhalten
               ukrainische Partisanengruppen Zulauf, die bereits seit Ende 2024 im Osten und Süden
               des Landes gegen die russischen Besatzer kämpfen. Sie schöpfen aus der überwältigenden
               Mehrheit der ukrainischen Bevölkerung, die sich weiterhin vehement gegen einen russischen
               Sieg stemmt.
            

            Um sich ein Mindestmaß an staatlicher Handlungsfähigkeit zu bewahren, einigt sich
               die manövrierunfähige politische Führung der Ukraine im Juni 2025 mit Moskau auf einen
               Waffenstillstand entlang der bestehenden Frontlinie. Gerade auch wegen der zusätzlichen
               Landnahmen feiert das Putin-Regime dies als großen Sieg. Russland, so die triumphale
               neue Propagandaerzählung, habe sich auf der ganzen Linie durchgesetzt und die vom
               Westen aufgehetzte ukrainische »Junta« daran gehindert, ihre Aggression gegen die
               »russische Welt« fortzuführen. Von der Destabilisierung der nicht besetzten Ukraine
               erwarten sich Putin und seine Getreuen die baldige »Neuregelung« der innenpolitischen
               Verhältnisse – also einen Regimewechsel im russischen Interesse.
            

         

      

   
      
         
            
               Die Ukraine fällt der amerikanischen Innenpolitik zum Opfer

               Der Technologieunternehmer Elon Musk hat keinen geringen Anteil am Wegbrechen der
                  US-amerikanischen Unterstützung für die Ukraine. Schon seit längerem hat er die Ukraine-Politik
                  der Biden-Administration scharf kritisiert. Musk nutzte sowohl die enorme Aufmerksamkeit
                  für seine Person in den Medien als auch seine Social-Media-Plattform X, um sich lautstark
                  in die Debatte einzumischen. Gezielt griff Musk die Skepsis in Teilen der Öffentlichkeit
                  und innerhalb der republikanischen Partei auf.
               

               Dabei war schon früh klar, dass die Auseinandersetzung um den richtigen Ansatz gegenüber
                  dem Krieg in der Ukraine auch im Wahlkampf eine Rolle spielen würde. Ebenso deutlich
                  war, dass der Ausgang der Präsidentschaftswahlen 2024 entscheidend für die zukünftige
                  US-Politik sein würde. Bereits im Herbst 2023 mündeten Auseinandersetzungen, die sich
                  zwischen dem Weißen Haus und dem Kongress sowie innerhalb des US-Kongresses über die
                  Ukraine-Hilfen abspielten, in eine Blockade, die nur noch phasenweise durchbrochen
                  werden konnte. Nach den Wahlen verschlechtern sich die innenpolitischen Rahmenbedingungen
                  für die Ukraine-Hilfen weiter.
               

               Aus Sicht Kyjiws ist es zwar zunächst eine gute Nachricht, dass Donald Trump bei den
                  Präsidentschaftswahlen vom November 2024 unterliegt. Es gelingt ihm nicht, mehr Unterstützung
                  jenseits seiner loyalen Basis zu gewinnen und neue Wählergruppen anzusprechen. Nach
                  dieser Niederlage verliert Trump an der republikanischen Basis viel von seiner Anziehungskraft,
                  die sich stark auf den Mythos des Unbesiegbaren gründete. Gerichtsprozesse schränken
                  seine Handlungsfähigkeit weiter ein, er verbringt die meiste Zeit in Gerichtssälen
                  und befindet sich nach seiner Verurteilung zu enormen Strafzahlungen mittlerweile
                  in ernsten finanziellen Schwierigkeiten. Auch wenn er nach wie vor für Schlagzeilen
                  sorgt, beginnen seine bis dahin loyalen Anhänger, sich nach neuen Führungsfiguren
                  umzusehen.
               

               Auf der demokratischen Seite übernimmt Kamala Harris im Juli 2024 überraschend die
                  Kandidatur, nachdem Joe Biden aus gesundheitlichen Gründen zurücktreten musste. Eine
                  knappe Mehrheit der Wählerinnen und Wähler in den wahlentscheidenden Staaten stimmt
                  am Ende für sie – allerdings überwiegend aus Mangel an Alternativen und ohne jeglichen
                  Enthusiasmus.
               

               Dieser Umstand und die ohnehin geringe Popularität der ersten Präsidentin in der amerikanischen
                  Geschichte tragen dazu bei, dass Harris schon zu Beginn ihrer Amtszeit als äußerst
                  schwach gilt. Sie verfügt über zu wenig politisches Kapital, um den Kongress davon
                  zu überzeugen, der Ukraine weiterhin Hilfe zu gewähren.
               

               Die Brüche in der inneramerikanischen Koalition zur Unterstützung der Ukraine waren
                  seit Ende 2023 sichtbar. Zunächst hatten eine deutliche überparteiliche Mehrheit im
                  Senat sowie etwa drei Viertel der Abgeordneten im Repräsentantenhaus finanzielle und
                  militärische Rückendeckung für die Ukraine gutgeheißen. Mit der Zeit aber schwand
                  dieser Rückhalt, und so scheiterte die Bereitstellung weiterer Mittel an der Blockade
                  durch das Repräsentantenhaus. Dessen republikanischem Vorsitzenden Kevin McCarthy
                  gelang es ebenso wenig wie seinem Nachfolger Mike Johnson, die Widerstände zu überwinden.
                  Auch der Präsidentschaftskandidat Donald Trump verhinderte immer wieder eine Einigung,
                  indem er aus wahltaktischen Gründen verschiedene Vorschläge für Kompromisse zwischen
                  den Parteien torpedierte. Die Verabschiedung der nötigen Finanzmittel für die Ukraine
                  steckte daher vor den Wahlen fest.
               

               Nach den Wahlen verfügen die Republikaner weiterhin über eine knappe Mehrheit im Repräsentantenhaus
                  und nun auch im Senat. Die ideologischen Ränder der Parteien können ihren überproportionalen
                  Einfluss sogar ausbauen. Politische Blockaden werden zur Regel.
               

               Angesichts der knappen Mehrheitsverhältnisse und sinkender öffentlicher Unterstützung
                  besonders bei Anhängern der Republikaner weigern sich sowohl der Sprecher des Repräsentantenhauses
                  als auch der Mehrheitsführer im Senat monatelang, die Abstimmung über ein weiteres
                  Unterstützungspaket für die Ukraine auf die legislative Agenda zu setzen. Auch auf
                  der anderen Seite des politischen Spektrums bröckelt die Unterstützung: Einige progressive
                  Demokraten drängen immer offener, Washington solle sich für ein Ende des Krieges starkmachen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Enter Elon Musk

               Diesen Zustand weiß Elon Musk trefflich für sich zu nutzen. In den USA gibt es eine
                  lange Tradition von erfolgreichen Unternehmern, die Einfluss auf die Politik zu nehmen
                  versuchen. Sie unterstützen entweder bestimmte Ziele oder Personen finanziell oder
                  nutzen ihren Status, um selbst für ein politisches Amt zu kandidieren. Die Grenzen
                  zwischen Philanthropie und Lobbyismus in eigener Sache sind dabei nicht immer eindeutig.
               

               Der Technologieunternehmer Elon Musk unterscheidet sich allerdings in mehrfacher Hinsicht
                  von anderen, die ihre Vermögen für politische Ziele einsetzten oder dies heute noch
                  tun, von Henry Ford und John D. Rockefeller bis hin zu Bill Gates und Michael Bloomberg.
                  Musk ist nicht nur einer der reichsten Menschen der Welt, seine Unternehmen sind auch
                  gleich in mehreren strategisch wichtigen Sektoren tätig. Das verleiht ihm eine nicht
                  gekannte Macht und mehr als anderen den Status eines Oligarchen.
               

               Musk kritisiert immer lauter die offizielle Ukraine-Politik und untermauert seinen
                  Anspruch, aktiv an einer Lösung mitzuwirken.
               

               Tesla ist Pionier und erfolgreichster Hersteller von Elektrofahrzeugen. Space X ist
                  inzwischen unverzichtbarer Partner der US-Regierung für die bemannte Raumfahrt. Starlink
                  ist bislang konkurrenzlos als Anbieter von Internetkommunikation über Satelliten in
                  einer niedrigen Erdumlaufbahn und aufgrund der hohen Satellitenzahl weniger anfällig
                  für Angriffe. Starlink ist zudem von entscheidender Bedeutung für die Kommunikationsfähigkeit
                  der ukrainischen Gesellschaft und die Kampffähigkeit des ukrainischen Militärs.
               

               Unmittelbar nach Beginn der vollumfänglichen russischen Invasion versorgte Elon Musk
                  die Ukraine über sein Satellitennetzwerk unentgeltlich mit militärisch essentiellem
                  Internetzugang. Mit dem Fortdauern des Kriegs wuchsen jedoch seine Bedenken wegen
                  der finanziellen und politischen Kosten dieses Vorgehens. Er begann, öffentlich mit
                  dem Gedanken zu spielen, seine Unterstützung für die Ukraine einzustellen. Dies offenbarte
                  auf dramatische Weise, wie abhängig sowohl die ukrainische als auch die amerikanische
                  Regierung in diesem Punkt von Musk waren. Das amerikanische Verteidigungsministerium
                  schloss am Ende einen Vertrag mit Starlink. Obwohl die Details vertraulich blieben,
                  wurde Starlink wohl vom Pentagon für seine Dienstleistungen bezahlt. Gleichzeitig
                  übernahm die US-Regierung die politische Verantwortung für die Bereitstellung des
                  Internets in der Ukraine.2

               Mit dem Erwerb des Kurznachrichtendienstes Twitter schließlich kontrollierte Musk
                  auch die nutzerstärkste Plattform im Bereich der politischen Kommunikation. So ist
                  es wohl kein Zufall, dass Musk nach der Übernahme von Twitter im Herbst 2022 begann,
                  sich dezidierter politisch zu äußern. Er nutzte die Plattform, die er in »X« umbenannte,
                  als Sprachrohr für sich selbst und gab Positionen Raum, mit denen er sympathisierte.
                  Nach und nach mischt er sich nun auch offen und zunehmend aggressiv in die amerikanische
                  Außenpolitik ein. Die Kontroversen zur Ukraine-Politik und die institutionelle Schwäche
                  des politischen Systems der USA geben ihm im Laufe des Jahres 2024 die Möglichkeit,
                  seinen Einfluss zu erweitern. Im April 2025 passiert schließlich, was viele zuvor
                  befürchtet hatten: Elon Musk setzt seinen enormen technologischen und gesellschaftlichen
                  Einfluss gegen die ukrainischen Verteidigungsbemühungen ein. Er spielt also eine zentrale
                  Rolle bei der Herstellung einer militärischen Situation, in der die politische Führung
                  in Kyjiw sich gezwungen sieht, einem für die Ukraine überaus nachteiligen Waffenstillstand
                  zuzustimmen.
               

               Musk kritisiert immer lauter die offizielle Ukraine-Politik und untermauert seinen
                  Anspruch, aktiv an einer Konfliktlösung mitzuwirken. Bereits im Oktober 2022 hatte
                  er auf Twitter einen »Friedensplan« veröffentlicht und dafür geworben. In seinem Plan
                  sprach Musk sich für die Anerkennung der Krim-Annexion aus, rief die Ukraine auf,
                  ihre Nato-Ambition zugunsten eines neutralen Status aufzugeben, und skizzierte einen
                  Weg zu Referenden in den vier annektierten Gebieten Saporischschja, Cherson, Donezk
                  und Luhansk.
               

               Damit griff Musk offensichtlich Positionen des Kreml auf. Zudem schürte er Zweifel
                  an der Fähigkeit der Ukraine, den Abwehrkampf gegen Russland zu gewinnen, und verbrämte
                  dies als Sorge vor einer möglichen Eskalation, welche die Ukraine selbst schädigen
                  würde. Entsprechend positiv wurden Musks Einlassungen in Moskau aufgenommen. Zwar
                  lehnte der Sprecher des russischen Präsidenten, Dmitri Peskow, die Idee von Referenden
                  ab, bezeichnete es aber als »sehr positiv«, dass Musk sich für eine »friedliche Lösung«
                  einsetze.3

               Elon Musk wird 2024 in der innenpolitischen Auseinandersetzung der USA zum Unterstützer
                  und Sprachrohr einer losen Koalition von republikanischen Kongressmitgliedern, libertären
                  Advocacy Groups, meinungsstarken Think-Tanks und ehemaligen US-Generälen, die immer mehr Gehör in
                  Washington finden.4 Unter dem Slogan Rebuilding American Strength fordert diese Koalition nun unter anderem, die USA sollten sich aus der Ukraine zurückziehen
                  und mit Russland in Verhandlungen treten.
               

               Konservative Republikaner, die zuvor gerne gegen die linksliberale Kultur und politische
                  Korrektheit von Silicon Valley wetterten, nehmen Musk als schillerndste Persönlichkeit
                  unter den Tech-Milliardären dankbar in ihre Reihen auf. Auch der rechtslibertäre Milliardär
                  und Investor Peter Thiel äußert sich zustimmend, indem er darauf verweist, die Sicherung
                  der Grenze zu Mexiko und die Bekämpfung des islamistischen Terrors hätten Priorität
                  vor dem Krieg in der Ukraine.
               

               Elon Musk durchläuft damit in seiner außenpolitischen Positionierung eine Radikalisierung,
                  die zuvor schon bei innen- und gesellschaftspolitischen Themen sichtbar geworden war.
                  Er, der zuvor mit seinen diffus libertären Positionen lange nicht eindeutig in ein
                  Rechts-links-Schema gepasst hatte, rückte nun immer weiter nach rechts.5 Bei innen- und außenpolitischen Themen wachsen die Überschneidungen mit den ideologischen
                  Positionen der sogenannten Alt-Right-Bewegung sowie des rechten Flügels der Republikaner
                  und nicht zuletzt von Donald Trump und seinen Anhängern.6

               Musks ohnehin vorhandene Skepsis gegenüber staatlichen Institutionen und jeder Form
                  staatlicher Regulierung wuchs infolge von Verfahren verschiedener Behörden gegen seine
                  Aktivitäten.7 Seine vermeintlich uneingeschränkte Unterstützung für freie Meinungsäußerung und
                  seine Ablehnung linker »politischer Korrektheit« verstärkten seine Neigung zu verschwörungstheoretischen
                  und rechtsradikalen Ideen.8 Das brachte ihm in rechten Kreisen Beifall, von links hingegen Kritik.
               

               Schließlich übernimmt er auch die im Trump-Flügel der Republikaner verbreiteten Sympathien
                  für autoritäre Regierungschefs mit globalem Gestaltungsanspruch wie Xi Jinping und
                  Wladimir Putin. Je mehr Kritik er erntet, desto dramatischer inszeniert er sich als
                  Opfer des amerikanischen »Deep State«, wie Donald Trump es vorgemacht hat. Musk gewinnt
                  damit große Sympathien unter den heimatlos gewordenen Trump-Anhängern und kopiert
                  zugleich dessen provokativen Stil. Wie Trump geriert er sich als Genie, erfolgreicher
                  Unternehmer und revolutionärer Outsider, der mit dem Establishment abrechnete.
               

               Das persönliche Verhältnis zwischen den beiden Männern verschlechterte sich jedoch
                  spürbar, nachdem Musk bereits im Juni 2022 Sympathien für Ron DeSantis als Präsidentschaftskandidaten
                  bekundet hatte.9 Donald Trump begann daraufhin, sich abfällig über Musk zu äußern. Dieser reagiert,
                  indem er sich wiederum auf X über Trump lustig macht. Spekulationen, dass er selbst
                  bei den US-Wahlen 2028 das Präsidentenamt anstrebt, bestätigt Musk jedoch nicht.
               

               Dennoch wird er nicht müde, sich auf allen erdenklichen Kanälen zu äußern, neben X
                  auch in traditionellen Medien und vor allem Nischenmedien der alternativen Rechten
                  wie den Podcasts von Steve Bannon und Joe Rogan.
               

               Das »Phänomen Musk« wird möglich, weil der Staat strategisch relevante Sektoren der
                  Privatwirtschaft überlassen hat.
               

               Seine Treffen mit ausländischen Politikern und Politikerinnen sowie Regierungschefs
                  sorgen immer wieder für Aufsehen. Besonders leicht findet Musk Zugang zu jenen Regierungen,
                  die es vermieden haben, sich im Ukraine-Krieg eindeutig zu positionieren. 2024 trifft
                  er sich in kurzer Abfolge mit Narendra Modi, Recep Tayyip Erdoğan, Viktor Orbán und
                  Argentiniens Präsidenten Javier Milei. Durch diese »Staatsbesuche« bringt sich Musk
                  in die Schlagzeilen und verschafft gleichzeitig dem Ruf nach einem Waffenstillstand
                  Reichweite.
               

               Musks zunehmende innen- und außenpolitische Bedeutung erklärt sich aus einem Zusammenwirken
                  mehrerer Faktoren, die mit den Schwächen des politischen Systems der USA zusammenhängen,
                  jedoch darüber hinausgehen. Das »Phänomen Musk« wird möglich, weil sich der Staat
                  aus strategisch relevanten Sektoren zurückgezogen und diese dem Privatsektor überlassen
                  hat. Verbunden mit Veränderungen in der amerikanischen Medienlandschaft steigert das
                  den »Pop«- bzw. »Celebrity«-Faktor seiner Person.
               

               In einer Zeit, in der breite Bevölkerungsschichten desillusioniert sind und den Glauben
                  an den »amerikanischen Traum« verloren haben, übt Musk auf viele eine fast unwiderstehliche
                  kulturelle Anziehungskraft aus – auf Blue-Collar-Arbeiter ebenso wie auf manchen Tech-Unternehmer in Silicon Valley. Mit seiner extremen
                  Risikobereitschaft und seiner Verachtung für staatliche Regularien steht Musk bei
                  vielen für Amerikas lange verloren geglaubte Ideale.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Eine ungewisse Zukunft für die amerikanische Demokratie – und für Europa

               Auch in manchen europäischen Ländern, deren Regierungen bislang hinter Kyjiws standen,
                  bröckelt 2024/25 die Unterstützung für die Ukraine. Dies ist zum einen die Folge der
                  schwächelnden amerikanischen Führungsrolle. Zum anderen geraten demokratische Regierungen
                  durch den Aufstieg populistischer Kräfte aus dem rechten und linken Spektrum unter
                  politischen Druck, vor allem die finanzielle, aber auch die militärische Unterstützung
                  für die Ukraine einzustellen sowie die Sanktionen gegen Russland zu lockern. Elon
                  Musk unterstützt dabei mit Hilfe seiner Plattform X rechtspopulistische Kräfte, die
                  prorussische Positionen vertreten. Dies betrifft Wahlkämpfe in einzelnen Staaten –
                  wie Österreich (2024) und Deutschland (2025) – sowie die Wahlen zum EU-Parlament (2024).
                  Gezielt schürt Musk Desinformation, zum Beispiel über die vermeintliche Veruntreuung
                  von EU-Hilfsgeldern durch hochrangige ukrainische Politiker und Politikerinnen oder
                  die illegale Weitergabe westlicher Militärtechnik an Terrororganisationen im Nahen
                  Osten. Korruptionsvorwürfe und Narrative vom angeblich scheiternden ukrainischen Staat
                  sollen die westlichen Unterstützer der Ukraine zermürben. Das erschwert es den Staaten
                  der EU beträchtlich, eine gemeinsame außenpolitische Position für die Union zu formulieren.
                  Die Bündnissolidarität der Nato zeigt Risse.
               

               Das Putin-Regime profitiert auf ganzer Linie von diesen Entwicklungen in den USA und
                  in Europa: Russische Desinformation verschärft gezielt die Spannungen innerhalb der
                  westlichen Gesellschaften und treibt die Spaltung des transatlantischen Bündnisses
                  voran. Die wachsende Polarisierung kommt den europäischen rechtspopulistischen Kräften
                  zugute und schwächt spürbar die demokratischen Parteien. So geraten nach der amerikanischen
                  auch die europäischen Demokratien zusehends in Schwierigkeiten.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Die Einhegung nicht legitimierter Macht

               Sollte das hier skizzierte Szenario Wirklichkeit werden, hätte dies nicht nur gravierende
                  Auswirkungen für die Zukunft der Ukraine und damit für die europäische Sicherheit.
                  Dieses Risiko wirft auch ein Schlaglicht auf den fragilen Zustand der westlichen Demokratien.
                  Es verdeutlicht außerdem, welch kritischen Einfluss nicht gewählte Einzelpersonen
                  – in diesem Fall ein »Tech-Oligarch« – auf die Politik nehmen können, wenn die institutionellen
                  Grundlagen demokratischer Repräsentation außer Kraft gesetzt und nachhaltig beschädigt
                  werden. In den USA hat das Fehlen eines überparteilichen Kooperationswillens – die
                  geradezu gegenseitige Verachtung der beiden großen Parteien und ihrer jeweiligen Anhängerschaften
                  – nicht nur das öffentliche Vertrauen in die politischen Institutionen untergraben.
                  Es hat auch extremistischen Minderheiten überproportionalen Einfluss verschafft und
                  könnte schließlich dem »Phänomen Musk« den Boden bereiten. Ähnliche Prozesse können
                  sich zeitgleich in europäischen Demokratien abspielen. Die politische Dysfunktionalität
                  öffnet unfreundlicher ausländischer Einflussnahme besonders aus Russland oder China
                  Tür und Tor. Verschärft wird das Problem durch die weitgehende Zerstörung eines Mediensektors,
                  der überparteilichen und professionellen Standards verpflichtet ist.
               

               Deutschland und die EU haben Möglichkeiten, Demokratie, die europäische Sicherheit
                  und die Ukraine vor einer solchen Entwicklung zu schützen:
               

               
                  	
                     In Politik und Öffentlichkeit muss das Bewusstsein für den Fall geschärft werden,
                        dass demokratisch nicht legitimierte Einzelpersonen unverhältnismäßig viel Einfluss
                        auf politische Entscheidungsprozesse erhalten. Sich einzumischen ist ihr Recht, und
                        kontroverse Diskussionen gehören zum Wesen der Demokratie. Doch diese gerät in Gefahr,
                        wenn exorbitante finanzielle Ressourcen und allgegenwärtige Kontrolle, kombiniert
                        mit einem Personenkult, eingesetzt werden. Personen wie Elon Musk dürfen nicht hofiert
                        werden, bloß weil es aus politischen oder wirtschaftlichen Gründen opportun erscheint.
                        Dass Musk international von Regierungen empfangen und dabei fast wie ein Staatsführer
                        behandelt wird, verleiht ihm den Schein von Legitimität. Das gilt es zu vermeiden.
                     

                  

                  	
                     Demokratische Regierungen müssen daran arbeiten, die technologische Abhängigkeit von
                        global agierenden Privatunternehmen zu reduzieren. Sie dürfen sich nicht den politischen
                        Launen von Tech-Oligarchen unterwerfen. Dafür ist es nötig, Lücken und blinde Flecken
                        in der eigenen Technologiepolitik zu identifizieren und zu beseitigen. Ob bei der
                        Entwicklung künstlicher Intelligenz, der Weltraumpolitik, der Bereitstellung kritischer
                        Infrastruktur, Rüstungspolitik oder (sozialen) Medien – je mehr diese strategischen
                        Bereiche allein dem Privatsektor und monopolistischen Unternehmen überlassen werden,
                        desto größer die Gefahr, dass (über)mächtige Geschäftsleute ihre Position ausnutzen,
                        mit ungewissem Ausgang für die Demokratie.
                     

                  

                  	
                     Die EU sollte ihre Politik der Regulierung von Digitalisierung und Technologiepolitik
                        konsequent fortführen. Im Hinblick auf Datenschutz und Standards für digitale Produkte
                        und Dienstleistungen hat Brüssel bewiesen, dass im europäischen Markt eingeführte
                        Regeln globale Wirkung entfalten können. In den USA ist die Auffassung verbreitet,
                        das Recht auf freie Meinungsäußerung sei absolut und schließe auch demokratiefeindliche,
                        gewaltverherrlichende Aussagen oder Lügen ein. Staaten wie Deutschland verfügen über
                        andere Eingriffsmöglichkeiten, wenn es um die Bekämpfung von Desinformation geht.
                        Zum Schutz der Demokratie und zur weiteren Unterstützung der Ukraine sollten diese
                        Möglichkeiten unbedingt genutzt werden.
                     

                  

               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Pathogene aus dem Permafrost. Bekämpfung einer Tierseuche mit oder ohne Russland
               

               Michael Bayerlein / Miranda Böttcher / Bettina Rudloff / Pedro A. Villarreal
               

            

            Im europäischen Sommer des Jahres 2027 sieht sich die Welt einer Bedrohung gegenüber,
               die nicht nur der menschlichen Gesundheit gilt, sondern auch der biologischen Vielfalt
               und der Nahrungsmittelversorgung. Ein alarmierendes Szenario zeichnet sich ab: Der
               immer schneller auftauende Permafrost in der russischen Tundra hat eine unbekannte
               Form von Milzbrand freigesetzt, die vor allem durch Vögel übertragen wird. Europäische
               Bemühungen, mit Russland zusammenzuarbeiten, stoßen dort auf Widerstand.
            

            Zwei Jahre zuvor, im Sommer 2025, wurden in Anrainerstaaten der Arktis die Kadaver
               von Vögeln und Säugetieren gefunden. Wie kanadische Untersuchungen zeigten, hatten
               sich die Tiere mit einer neuen Milzbrandvariante infiziert. Im Winter des Jahres tauchte
               eine begrenzte, aber doch besorgniserregende Zahl an Vögeln und Nutztieren mit demselben
               Erreger in Ländern des globalen Südens auf, in denen arktische Vögel überwintern.
               International koordinierte Anstrengungen liefen an, um den Ursprung des Ausbruchs
               zu identifizieren und die Ausbreitung des Erregers einzudämmen. Viele der toten Zugvögel
               stammten aus der russischen Tundra, wie durch die Analyse von Migrationsmustern erkennbar
               wurde. Nach Veröffentlichung dieser Ergebnisse meldete Russland mehrere verendete
               Tiere in dem betreffenden Gebiet. Zugleich ließ Moskau wissen, es handle sich um ein
               regional begrenztes Phänomen, von dem keine globale Gefahr ausgehe.
            

         

      

   
      
         
            
               Unkooperatives Verhalten von Staaten gefährdet eine globale Reaktion

               Im europäischen Winter 2026 kommt es in südlichen Ländern erneut zu Ausbrüchen der
                  neuen Milzbrandform – diesmal mit mehr Infektionen, aber auch umfangreicheren Gegenmaßnahmen.
                  Die Schlussfolgerung liegt nahe, dass dieser Zyklus sich jedes Jahr wiederholen wird
                  und eine globale Tierseuche droht. Sie könnte die Biodiversität schädigen, die Sicherheit
                  der Nahrungsmittelversorgung gefährden und im Falle eines zoonotischen Spill-overs
                  eine ernste Gefahr für die Weltbevölkerung mit sich bringen. Es liegen zudem erste
                  Berichte über menschliche Todesopfer in Russland vor, die jedoch dementiert werden.
               

               Europa ist im Sommer 2027 führend bei der Suche nach Möglichkeiten, mit Russland zu
                  kooperieren. Das Problem soll beseitigt werden, bevor sich der Erreger im nächsten
                  Winter abermals verbreitet und tatsächlich eine Pandemie entsteht. Die Ereignisse
                  treffen jedoch auf eine Welt, die nur wenige Lehren aus der Covid-19-Krise umgesetzt
                  hat. Geopolitische Spannungen erschweren es, Gesundheitsgefahren zu bekämpfen und
                  eine robuste globale Gesundheitsarchitektur aufzubauen. Überdies kommt 2027 der klimawandelbedingten
                  Freisetzung von Pathogenen noch immer nur wenig politische Aufmerksamkeit zu.
               

               
                  Freisetzung von Pathogenen durch den Klimawandel

                  Bereits 2016 kam es im sibirischen Permafrost zum Ausbruch von Milzbrand – erstmals
                     seit 75 Jahren in Russland. Eine starke Hitzewelle hatte dazu geführt, dass der infizierte
                     Kadaver eines im Permafrost eingefrorenen Rentiers auftaute und sich weitere Tiere
                     daran ansteckten.1 In der Folge wurden 70 Personen hospitalisiert, ein Mensch starb.2

                  Schon seit 2005 werden in Sibirien zunehmend hohe Abweichungen von den Durchschnittstemperaturen
                     verzeichnet.3 Wie Graphik 1 zeigt, waren dabei die Ausschläge in den sieben Jahren vor dem Ausbruch 2016 besonders
                     stark. Mit Blick auf die prognostizierten Szenarien der globalen Erwärmung ist es
                     sehr wahrscheinlich, dass sich dieser Trend auch in den kommenden Jahren fortsetzen
                     wird.
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                                 [image: Graphik 1: Temperaturentwicklung in Sibirien, 1950 bis 2020]

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  In der Forschung wird seit längerem gewarnt, dass im Permafrost ein bisher unbekanntes
                     Pathogen aufkommen könnte. Dabei liegt der Fokus häufig auf Viren, da diese grundsätzlich
                     widerstandsfähiger sind als Bakterien oder andere Erreger.4 Doch auch Bakterien überleben potentiell im Permafrost.5 Dies gilt insbesondere für Milzbrand, denn das betreffende Bakterium bildet Sporen,
                     die hohe Resistenzen gegen Umwelteinflüsse aufweisen und auch im gefrorenen Zustand
                     überdauern können.6 Pathogene aus dem Permafrost sind zudem oft besonders widerstandsfähig; sie haben
                     mitunter spezifische Anpassungsformen und Überlebensmechanismen entwickelt und treffen
                     auf eine Population an Menschen und Tieren mit wenig bis gar keiner Immunität.7 Im Jahr 2027, als die Warnungen aus der Wissenschaft sich zu bewahrheiten scheinen,
                     kommt der globalen Gesundheitsarchitektur eine große Bedeutung zu.
                  

               

               
                  Zustand der globalen Gesundheitsarchitektur

                  Covid-19 hat die Mängel im Zustand der globalen Gesundheitsarchitektur offenbart.
                     Um die Welt besser auf künftige Krankheitsausbrüche vorzubereiten, verhandelt die
                     Staatengemeinschaft seit 2021 über ein Abkommen zu Pandemieprävention, -vorsorge und
                     -bekämpfung (Pandemieabkommen) sowie über die Reform der internationalen Gesundheitsvorschriften
                     (IGV).8 Neben der gerechten Verteilung medizinischer Gegenmaßnahmen im Falle einer Pandemie
                     gelten die Debatten in beiden Prozessen der Frage, wie sich die Kooperation von Staaten
                     sichern lässt, wenn es zu einem Ausbruch kommt, der die globale Gesundheit gefährdet.
                     Während das Abkommen im Jahr 2024 zwar wie geplant abschließend verhandelt wird, haben
                     es drei Jahre später große Staaten wie Russland, China und auch die USA noch immer
                     nicht ratifiziert. Daher kommt ihm jetzt nur wenig Gewicht in der globalen Bekämpfung
                     von Gesundheitsgefahren zu.
                  

                  Für Staaten bestehen Fehlanreize, über einen Krankheitsausbruch nur verzögert zu informieren.

                  Unter den noch geltenden IGV von 2005 müssen Staaten die Weltgesundheitsorganisation
                     (WHO) über Ereignisse informieren, die eine gesundheitliche Notlage internationaler
                     Tragweite nach sich ziehen könnten. Dies gilt für bereits bekannte Pathogene, aber
                     ebenso für neue und unbekannte Krankheiten, die potentiell eine Gefahr für die internationale
                     öffentliche Gesundheit darstellen.9 Milzbrand ist auch nach dem »Terrestrial Code« der Weltorganisation für Tiergesundheit
                     (WOAH) eine meldepflichtige Krankheit.10 Ein Land, dessen Behörden die Präsenz von Milzbrand – und sei es bei Wildtieren –
                     feststellen, muss das der Organisation also mitteilen. Diese Pflichten sind in den
                     IGV und im Terrestrial Code zwar schon klar ausbuchstabiert, werden von den Staaten
                     aber nur mangelhaft erfüllt. Im Vordergrund stehen hier oft ökonomische Überlegungen
                     – Berichte über das Auftreten von Krankheiten können den eigenen Handel und Tourismus
                     einbrechen lassen, weil andere Länder mit entsprechenden Beschränkungen reagieren.11 Daher gibt es problematische Anreize für Staaten, eine frühzeitige Mitteilung zu
                     verzögern und darauf zu hoffen, dass sich die potentielle Gefahr nicht realisiert,
                     die mit dem Krankheitsausbruch verbunden ist. Wie die WOAH berichtet, führt diese
                     Dynamik auch bei Milzbrandinfektionen dazu, dass neue Ausbrüche nicht rechtzeitig
                     gemeldet werden.12

                  Die Verhandlungen über das Pandemieabkommen und über die IGV-Reform kreisen um dieses
                     Problem. Versucht wird, neue Governance-Mechanismen einzuführen, die das Teilen von
                     Informationen einfordern und negative Reaktionen anderer Staaten unterbinden. China
                     und Russland haben in den Verhandlungen jedoch schon früh signalisiert, dass sie Berichtspflichten,
                     die im Abkommen verankert werden könnten, kritisch gegenüberstehen und etwaige Mechanismen
                     zu deren Durchsetzung ablehnen.13

                  Angesichts dieser Herausforderungen haben einige Staaten – darunter Deutschland –
                     die Rolle hervorgehoben, die der Welthandelsorganisation (WTO) im Kampf gegen die
                     Ausbreitung des neuen Milzbrands zukommen könnte. Die Handelsregelungen der WTO als
                     ökonomisches Modul der globalen Gesundheitsarchitektur bieten eine handelsrechtlich
                     durchsetzbare Option, wirtschaftliche Fragen und Krankheitsschutz zu vereinbaren.
                     Insbesondere das Abkommen zu sanitären und phytosanitären Maßnahmen (SPS)14 und die Meldepflicht nach dem Terrestrial Code liefern eine Rechtsgrundlage für die
                     Feststellung, ob das von Milzbrand ausgehende Risiko es rechtfertigt, Handelsbeschränkungen
                     zu verhängen.
                  

               

               
                  Globale Gesundheitsgovernance mit schwierigen Partnern

                  Im Jahr 2027 sind die Versuche, eine neue globale Gesundheitsarchitektur zu schaffen,
                     durch geopolitische Spannungen blockiert.15 Diese erschweren die zwischenstaatliche Kooperation und mindern die Effektivität
                     der internationalen Gesundheitsgovernance.16 Dabei ist die Zusammenarbeit aller Staaten erforderlich, um globale Gefahren für
                     die Gesundheit von Menschen und Tieren zu bekämpfen. Bereits während der Covid-19-Pandemie
                     scheiterte eine umfassende Kooperation an der systemischen Rivalität zwischen dem
                     Westen und China (wo das Virus erstmals aufgetreten war).17 Während die USA unter Präsident Donald Trump die Volksrepublik für die Pandemie verantwortlich
                     machten, wies Peking jegliche Schuld von sich und suchte gerade zu Beginn den Umfang
                     des Ausbruchs in der Stadt Wuhan und die Gefahr herunterzuspielen, die von dem Virus
                     ausgeht.18

                  Dieses Muster scheint sich 2027 zu wiederholen. Russland erkennt zwar an, dass es
                     Ausbrüche von Milzbrand in der Tundra gibt, betont jedoch – ähnlich wie China im Fall
                     von Covid-19 –, die Situation sei durch eigene Anstrengungen unter Kontrolle und stelle
                     keine Gefahr dar. Verifizieren können das weder die WHO noch die WOAH oder andere
                     Stellen. Moskau ist wegen des Angriffskriegs gegen die Ukraine international stark
                     isoliert und hat kein Interesse an Kooperation, insbesondere nicht mit dem Westen.
                     Mit der EU oder Deutschland gibt es keine Zusammenarbeit, solange Putin an der Macht
                     ist. Bedingt durch den Krieg und die anhaltenden Sanktionen des Westens verfügt Russland
                     nur noch über wenige finanzielle Ressourcen zur Bekämpfung der Tierseuche. Zudem ist
                     Moskau nur halbherzig bemüht, die in der Tundra lebenden ethnischen Minderheiten vor
                     der Krankheit zu schützen.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Wissenschaftliche Kooperation mit Russland trotz des Ukraine-Kriegs

               Wegen Moskaus Krieg gegen die Ukraine besteht 2027 noch ein Embargo für die wissenschaftliche
                  Zusammenarbeit mit Russland – sowohl in Deutschland als auch in der EU insgesamt.19 Der Notfallcharakter, den die Freisetzung ruhender Krankheitserreger hat, könnte
                  aber einen Rahmen bieten für eine beschränkte Wiederaufnahme wissenschaftlicher Kooperation.
               

               Neben der deutschen ist auch die europäische Politik stark von dem Ereignis betroffen.
                  Über Grönland und damit Dänemark ist die EU mittelbar in die Bekämpfung des Ausbruchs
                  vor Ort involviert. Allerdings gestaltet es sich schwierig, Kommunikationskanäle mit
                  Russland zu eröffnen, weil dort das Ausmaß des Problems verharmlost wird und die EU
                  vor dem Hintergrund des Ukraine-Kriegs als politischer Feind gilt.
               

               China ist 2027 nach wie vor eng mit Russland verbunden und die einzige Großmacht,
                  die einen Draht nach Moskau hat. Analog zu dem Vorgehen am Anfang der Covid-19-Pandemie
                  unterstreicht China die Souveränität Russlands und dessen Fähigkeit, mit dem Ausbruch
                  umzugehen. Angesichts der geographischen Nähe zum Ort des Geschehens hat Peking aber
                  ein Interesse daran, dass weitere Ausbrüche verhindert werden. Damit eröffnet sich
                  der EU und anderen WHO-Staaten die Möglichkeit, vermittelt über China einen Austausch
                  mit Russland anzustreben. Denkbar wäre, ein internationales Team unter chinesischer
                  Leitung zu entsenden.
               

               In der EU und Deutschland fragt man sich jedoch, ob eine Forschungsmission unter chinesischer
                  Führung angesichts der Erfahrungen aus der Corona-Zeit akzeptabel und zielführend
                  wäre. Peking erklärte sich seinerzeit erst nach einem langen diplomatischen Prozess
                  damit einverstanden, ein Forschungsteam der WHO in die Volksrepublik einreisen zu
                  lassen.20 Diese Gruppe bestand letztlich zur Hälfte aus chinesischen Wissenschaftlerinnen und
                  Wissenschaftlern, die sich dafür einsetzten, die Theorie eines Laborunfalls aus dem
                  finalen Bericht zu entfernen.21

               In der Kooperation mit schwierigen Partnern kommt es darauf an, Schuldzuweisungen
                  zu vermeiden.
               

               Chinas Umgang mit den jetzigen Krankheitsausbrüchen muss aber nicht zwangsläufig demselben
                  Schema folgen, sofern die Untersuchungen nicht durch Vorwürfe überschattet werden.
                  Gerade in der Kooperation mit schwierigen Partnern kommt es darauf an, Schuldzuweisungen
                  zu vermeiden.22 Im konkreten Fall sollte man daher die Notwendigkeit, den Ursprung des Erregers zu
                  identifizieren, in den Vordergrund stellen. Dies ist leichter bei einem Ausbruch,
                  der durch auftauenden Permafrost verursacht wird, denn hierfür trägt Russland keine
                  unmittelbare Verantwortung. Neben WHO-Untersuchungsteams könnte der Arktische Rat eine Plattform für unvoreingenommene Kooperation bieten, ebenso die dem One-Health-Ansatz folgende »Quadripartite« aus vier internationalen Organisationen.

               
                  Arktischer Rat und One-Health-Ansatz

                  Die Zusammenarbeit in der Arktis zu allen Umweltfragen, einschließlich Notfällen,
                     erfolgt auf Basis der Arktischen Umweltschutzstrategie von 1991, einem rechtlich nicht
                     bindenden Instrument, das wiederum die Grundlage für den Arktischen Rat bildet.23 Ihm gehören acht Mitgliedstaaten an: Dänemark, Finnland, Island, Kanada, Norwegen,
                     Russland, Schweden und die USA. Um Phänomene wie Krankheitsausbrüche auf dem Staatsgebiet
                     eines Mitglieds zu untersuchen, ist die Zustimmung der betreffenden Regierung erforderlich.
                     Im Falle Russlands dürfte es großes diplomatisches Engagement erfordern, ein solches
                     Einverständnis zu erlangen. Auch wenn China kein Mitglied des Rates ist, kann hier
                     auf Pekings vermittelnde Rolle zurückgegriffen werden.
                  

                  Ungeachtet dieser diplomatischen Herausforderungen verdient der Arktische Rat unter
                     operativen wie inhaltlichen Gesichtspunkten besondere Aufmerksamkeit. Zunächst wurde
                     dort die Zusammenarbeit mit Russland nach dessen Überfall auf die Ukraine ausgesetzt.24 Im Februar 2024 teilte der Rat jedoch mit, dass die Arbeitsgruppen virtuell ihre
                     Tätigkeit mit allen Mitgliedstaaten – also auch Russland – wieder aufnehmen.25 Der Arktische Rat kann damit als Forum für die Kooperation mit Moskau dienen und
                     ein Modell für eine entsprechende Zusammenarbeit in anderen Organisationen sein.
                  

                  Inhaltlich sind das primäre Ziel des Rates die nachhaltige Entwicklung und der Umweltschutz
                     im arktischen Zirkel.26 Gesundheitsthemen stehen somit nicht im Zentrum der Kooperation. Doch hat der Rat nicht zuletzt aus der Covid-19-Pandemie die Lehre gezogen, dass
                        man das Ökosystem als Ganzes betrachten muss – für eine gesunde Umwelt, gesunde Menschen
                        und gesunde Tiere, ebenso um den Risiken des Klimawandels wirksam zu begegnen. Aus diesem Grund verfolgt er mittlerweile auch ein Projekt zu »One Arctic, One Health«.27 Das Projekt zielt seit 2020 darauf ab, das zirkumpolare Wissen und die Praxis hinsichtlich
                        Krankheitsausbrüchen, Naturkatastrophen und ähnlichen Phänomenen zu stärken. Konkret
                        geht es darum, in jedem arktischen Staat und jeder Organisation der sogenannten Ständigen
                        Teilnehmer des Arktischen Rates28 spezielle One-Health-Kontaktstellen einzurichten, die Anfragen zum Informationsaustausch
                        bei der Untersuchung und Bewältigung von Krankheitsausbrüchen schnell bearbeiten können.

                  Arktischer Rat und Quadripartite könnten als de-politisierte Plattformen genutzt werden,
                     um mit Russland zu kooperieren.
                  

                  Neben dem Arktischen Rat ist die Quadripartite von Bedeutung. Sie ist ein Zusammenschluss
                     von WHO, WOAH, der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
                     (FAO) und dem UN-Umweltprogramm (UNEP). In diesem Kontext ist Russland jedoch seit
                     Anfang des Ukraine-Kriegs ebenfalls isoliert, nicht nur wegen der laufenden Sanktionen,
                     sondern auch deshalb, weil Moskau einen Austritt aus der WHO erwägt.29 Dennoch wäre die Quadripartite mit ihrem thematischen Fokus das zentrale Forum, um
                     den Milzbrandausbruch an der Schnittstelle von Umwelt und Klimawandel sowie tierischer
                     und menschlicher Gesundheit zu bekämpfen. Ähnlich wie der Arktische Rat könnte die
                     Quadripartite als eine Art de-politisierte Plattform genutzt werden, um mit Russland
                     zusammenzuarbeiten. Vor allem der zweite Action Track des Joint Action Plan30 der Quadripartite bietet Anknüpfungspunkte. Dieser Track konzentriert sich darauf,
                     die Risiken durch neu auftretende zoonotische Epidemien und Pandemien zu verringern.
                     Gelingen soll dies durch ein Überwachungssystem, mit dem sich das Übergreifen des
                     Milzbrands auf Menschen verhindern ließe.
                  

               

               
                  Zusammenarbeit mit Zivilgesellschaft und Privatwirtschaft

                  Um den Ausbruch in der Tundra einzudämmen und die dort lebende Zivilbevölkerung zu
                     versorgen, werden auch nichtstaatliche Akteure wie die Organisation Ärzte ohne Grenzen aktiv. Sie bemühen sich darum, von Moskau
                        eine Einsatzgenehmigung zu erhalten. Ziel ist vor allem die Impfung von Personen; genutzt werden soll dabei ein Vakzin, das
                        an den unbekannten Milzbrand angepasst ist. Die Anstrengungen scheitern bisher jedoch
                        daran, dass Russland die Arbeit internationaler Nichtregierungsorganisationen (NGOs)
                        im Land an Auflagen bindet. Zudem will Moskau nur einen Impfstoff verwenden, den das
                        staatliche Gamaleja-Institut für Epidemiologie und Mikrobiologie in Moskau eigens
                        entwickelt hat und der bislang nicht unabhängig geprüft wurde. NGOs weigern sich jedoch, mit diesem Impfstoff zu arbeiten, weil die Ergebnisse von Studien zu seiner Wirksamkeit – wie schon im Fall von Corona
                        beim russischen Vakzin Sputnik V – nicht nachvollziehbar sind.

                  Daneben warnen Entwicklungs-NGOs gemeinsam mit humanitären Hilfsorganisationen wie
                     dem Welternährungsprogramm vor Hungerkrisen. Sie verweisen dabei auf Risiken für die
                     Nahrungsversorgung, die der Ausbruch mit sich bringt. Milzbrand ist als eine Krankheit
                     von Weidetieren bekannt. Es könnte daher zu einer direkten Bedrohung landwirtschaftlicher
                     Nutztiere führen, wenn er über Vögel verbreitet wird. Mögliche Folge sind massive
                     Verluste an Viehbeständen und damit auch Einbrüche bei der Erzeugung tierischer Produkte.
                     Je nach Ausbreitungsregion und deren Stellenwert für die internationale Versorgung
                     könnte es auch außerhalb Russlands zur Nahrungsverknappung kommen. Verschärft wird
                     diese Gefahr durch typische handelspolitische Reflexe – bei Versorgungsangst begrenzen
                     Länder den Nahrungsmittelexport häufig über das unmittelbar betroffene Produkt hinaus.
                  

                  Die NGOs haben schon Ende 2025 eine Kampagne gestartet, um die Öffentlichkeit zu mobilisieren
                     und politischen Druck auf beteiligte Regierungen auszuüben. Über Plattformen wie Twitter/X,
                     Instagram und TikTok wurden gezielt Informationen, Graphiken und Videos verbreitet,
                     die aufzeigen, dass der freigesetzte Milzbrand die weltweite Artenvielfalt bedroht.
                     Auf diese Weise wuchs das Bewusstsein dafür, wie wichtig eine nachhaltige und effektive
                     Zusammenarbeit auf internationaler Ebene ist, um Lösungen zur Eindämmung des Erregers
                     und zur Prävention einer Pandemie zu entwickeln.
                  

                  Die Privatwirtschaft, bestehend aus Landwirten, Lebensmittelverarbeitung und Handel,
                     unterstützt die Anliegen der zivilgesellschaftlichen NGOs. Erinnerungen an die wirtschaftlichen
                     Einbußen werden wach, die ein beschränkter Handel während der Corona-Zeit nach sich
                     zog. Gleichzeitig fordern Bauernverbände Ausgleichszahlungen angesichts erwarteter
                     Absatzverluste. Insgesamt besteht ein erheblicher gesellschaftlicher Druck auf (westliche)
                     politische Entscheidungsträger, Maßnahmen zu ergreifen, mit denen sich eine Pandemie
                     verhindern lässt.
                  

               

               
                  Unterstützung für den globalen Süden: Impfstoffe und Nahrungsversorgung

                  Vom Ausbruch des Milzbrands in Russland sind zunehmend auch die Länder des globalen
                     Südens betroffen. Dies gilt insbesondere für den afrikanischen Kontinent sowie Südostasien.
                     Hier infizieren Zugvögel lokale Populationen von Wildvögeln sowie domestizierte Hühner
                     und andere Nutztiere. Damit entstehen erhebliche Herausforderungen. Eine Keulung großer
                     Tierbestände wäre überaus riskant, würde sie doch die Sicherheit der Nahrungsversorgung
                     und das Einkommen der lokalen Bevölkerung gefährden.
                  

                  Bei der Unterstützung für die Länder des globalen Südens kommt es zugleich auf die
                     Entwicklung von Impfstoffen an. Benötigt werden neue Vakzine für Tiere und Menschen.
                     Pharmazeutische Unternehmen in den USA und der EU fordern Zugang zur Quelle der bakteriellen
                     Infektion: zum auftauenden Permafrost in Russland, um diese Impfstoffe entwickeln
                     zu können. Sie befürchten, chinesische Unternehmen könnten einen privilegierten Zugang
                     zur russischen Tundra bekommen und ein Monopol auf die Impfstoffproduktion erlangen.
                     Bereits nach der Covid-19-Pandemie gab es im Rahmen der Verhandlungen zum Pandemieabkommen
                     eine große Diskussion über einen »gerechten Vorteilsausgleich«. Dabei ging es um den
                     Zugang zu Pathogenen und Sequenzierungsdaten im Austausch für medizinische Gegenmaßnahmen.31

                  Das Pandemieabkommen regelt zwar den gerechten Vorteilsausgleich bei Impfstoffen für
                     Menschen, doch wurde es nur von wenigen Staaten ratifiziert. Der schnelle Zugang zu
                     dem neuen Pathogen muss daher auf anderem Weg eröffnet werden, sofern Russland Gegenleistungen
                     einfordert. Eine Möglichkeit wäre, Moskau zuzusichern, dass ein gewisser Teil der
                     auf Basis geteilter Pathogene entwickelten Produkte – wie Tests und medizinische Gegenmaßnahmen
                     – zum Selbstkostenpreis abgetreten wird.
                  

               

               
                  Rolle von Handel und WTO

                  Die WTO bietet ein Regelwerk für offenen Handel, der aufgrund geopolitischer Spannungen
                     unter starken Druck geraten ist. Exportverbote sind unter vage formulierten Kriterien
                     gestattet, werden bislang aber wenig eingefordert. Neu auftretende Seuchen mindern
                     den ohnehin geringen politischen Willen noch weiter, diese Regelungen zu verschärfen.
                     Denn viele Staaten sind daran interessiert, für den Fall neuer Krisensituationen ihren
                     politischen Spielraum zu wahren, was eigenständig erlassene Maßnahmen zur Versorgungssicherheit
                     angeht. Deutschland und die EU verstärken zwar weiterhin Ansätze wie das Agricultural
                     Market Information System (AMIS) der G20,32 das durch Markttransparenz die Versorgungslage erkennbar macht und damit hilft, Beschränkungen
                     zu vermeiden. Die Einspeisung relevanter Daten wird jedoch zunehmend behindert.
                  

                  WTO-Regeln betreffen auch die Standardsetzung für SPS-Risiken wie Tierseuchen, die
                     durch Krankheiten verursacht werden, welche der WOAH im Rahmen des Terrestrial Code
                     gemeldet werden müssen. Solche Seuchen können Verbote für Importe aus betroffenen
                     Regionen begründen – eine Option, die 2027 nach den ersten Anzeichen des neuen Milzbrands
                     zunehmend genutzt wird. Abkommen zur wechselseitigen Anerkennung von Kontrollsystemen,
                     wie es sie gerade im Veterinärbereich häufig gibt, werden dagegen vermehrt ausgesetzt,
                     was den Handel weiter behindert und das internationale Vertrauen schwächt.33

               

               
                  Handlungsoptionen für Deutschland und die EU

                  In der Sicherheitsstrategie der deutschen Regierung von 2023 wird der One-Health-Ansatz
                     als Teil der Pandemieprävention hervorgehoben.34 Dieser Ansatz beschreibt die enge Verzahnung von Risikobewertungen bei Menschen,
                     Tieren und der Umwelt. Im Vordergrund steht hier das Anliegen, dass Pandemierisiken,
                     die die Gesundheit von Tieren und Umwelt betreffen, adressiert werden, noch bevor
                     sie Menschen bedrohen.
                  

                  Ein in diesem Sinne angelegtes One-Health-Überwachungssystem könnte in Permafrost-Gebieten
                     eingesetzt werden. Es würde dazu beitragen, Risiken zu erkennen, bevor sich Pathogene
                     unter Tieren verbreiten oder es gar zum Spill-over auf den Menschen kommt. Bedeutung
                     hat ein solches System auch nach einem Ausbruch, denn es bildet die Grundlage für
                     Maßnahmen, die Ausbreitung zu überwachen. Das System müsste multilateral angelegt
                     sein und alle Staaten des nördlichen Polarkreises inklusive Russland umfassen. Hierfür
                     müsste die wissenschaftliche Zusammenarbeit mit dem Land zumindest in begrenztem Rahmen
                     – etwa in Arbeitsgruppen – wiederaufgenommen werden.
                  

                  Darüber hinaus gibt es für Deutschland und die EU weitere Handlungsoptionen:

                  
                     	
                        Es bedarf einer Zusammenarbeit zwischen Fachleuten für Klima und solchen für Fragen
                           der menschlichen wie der Tier-Gesundheit; dies ist eine der wichtigsten Voraussetzungen
                           für eine antizipatorische Governance. Dabei könnten Eisbohrkerne, die zur Erforschung
                           des Klimawandels gewonnen wurden, einem doppelten Zweck dienen. Sie ließen sich auch
                           von Gesundheitsexpertinnen und ‑experten daraufhin analysieren, welche Arten von Krankheitserregern
                           sich im Eis verbergen. Gleiches gilt für auftauende Kadaver verendeter Tiere.
                        

                     

                     	
                        Auf WTO-Ebene sollten die bestehenden Regelungen stärker verzahnt werden, wie sie
                           niedergelegt sind im veterinärrelevanten SPS-Abkommen, im Terrestrial Code der WOAH,
                           im Agrarabkommen (hinsichtlich möglicher Unterstützungsleistungen für belastete Landwirte),
                           im Dienstleistungsabkommen (für gesundheitsrelevante Maßnahmen) und im Abkommen über
                           geistige Eigentumsrechte. Auch wenn das multilaterale System derzeit nur schwachen
                           internationalen Rückhalt erfährt, sollte die EU kontinuierlich darauf hinwirken, es
                           zu stärken und besser zu strukturieren.
                        

                     

                     	
                        Risiken der Nahrungsversorgung sollten durch ein Monitoring erfasst werden, wie es
                           bereits im neuen Dashboard zum Bedarf an Nahrungshilfen angelegt ist, das Deutschland
                           wegen des russischen Krieges gegen die Ukraine initiiert hat.35 Insbesondere sollte hier die Vulnerabilität von Ländern mit vielen Nutztierhalterinnen
                           und -haltern adressiert werden. Gleichzeitig sind die eigenen, vielfach lange etablierten
                           Ansätze vulnerabler Länder zum Umgang mit Risikomanagement zu unterstützen.
                        

                     

                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Rückschau auf ein Foresight-Szenario 2018: »Regionalarrangement am Golf – Saudi‑Arabien und Iran einigen sich auf Einflusszonen«
               

               Interview mit Azadeh Zamirirad und Stephan Roll

            

            Wenn ihr auf euren Beitrag zur Foresight-Studie 2018 zurückblickt: Seht ihr eure Einschätzungen von damals bestätigt,
                     und wenn ja, welches sind dabei die wichtigsten Punkte?

            Stephan Roll: Gegenstand unseres Szenarios war ja eine Annäherung zwischen Saudi-Arabien und Iran.
               Ein solcher Annäherungsprozess war damals schwer vorstellbar und für viele Beobachter
               angesichts der Feindschaft zwischen den beiden Staaten geradezu abwegig. Dass Teheran
               und Riad am 10. März 2023 verkündet haben, ihre diplomatischen Beziehungen wieder
               aufzunehmen, und seitdem die bilaterale Annäherung vorantreiben, ist wohl der wichtigste
               Punkt, an dem sich unsere Vorausschau bestätigt hat.
            

            Azadeh Zamirirad: Als wir damals den Beitrag schrieben, wurde in der politischen Debatte ja vor allem
               von einem Schia-Sunni-Konflikt gesprochen. Religiöse Differenzen wurden hier stark
               überzeichnet. Wir sind dagegen von einem Kosten-Nutzen-Kalkül ausgegangen und davon,
               dass Saudi-Arabien und Iran klare sicherheits- und geopolitische Interessen verfolgen,
               die eine Annäherung begünstigen. Dies hat sich durch das Normalisierungsabkommen vom
               März 2023 bewahrheitet.
            

            Und umgekehrt: An welchen Stellen weicht die tatsächliche Entwicklung der letzten
                     Jahre von euren damaligen Annahmen ab?

            Stephan Roll: Also der Jeddah-Tower in Saudi-Arabien, dessen Einweihung wir auf 2020 datiert hatten,
               ist bis heute nicht fertiggebaut worden (lacht). Tatsächlich gibt es einige Punkte in unserem Szenario, die so nicht oder anders
               eingetreten sind. Wir haben zum Beispiel keine militärische Eskalation in Betracht
               gezogen, wie es sie in Form der massiven Angriffe auf saudische Ölanlagen im September
               2019 gegeben hat. Für die heutige Annäherung hatte insbesondere dieser Angriff eine
               wichtige Bedeutung, denn er führte Saudi-Arabien drastisch die eigene Verwundbarkeit
               vor Augen.
            

            Azadeh Zamirirad: Ich würde sagen, wir haben insgesamt die Risikobereitschaft der Akteure und damit
               das Ausmaß des Eskalationspotentials unterschätzt. 2019 gab es ja gleich eine ganze
               Reihe von Übergriffen, unter anderem Attacken auf Öltanker im Persischen Golf und
               eben den verheerenden Drohnenangriff auf Ölanlagen in Saudi-Arabien, der letztlich
               auf Iran zurückzuführen ist. Hier gab es keine ausreichende Rückendeckung von den
               USA. Das hat bei vielen Golfstaaten zu einem Umdenken geführt und zu der Einsicht,
               die Dinge stärker selbst in die Hand nehmen zu müssen. Das hatten wir in dieser Deutlichkeit
               nicht erwartet.
            

            2018 habt ihr geschrieben: »Den größten Gewinn aus einer Annäherung Irans und Saudi-Arabiens
                     hätte wohl China«. Wie bewertet ihr die chinesische Rolle bei der Annäherung zwischen
                     beiden Staaten?

            Azadeh Zamirirad: Na ja, wir sind zwar davon ausgegangen, dass China der größte Gewinner eines Abkommens
               zwischen Saudi-Arabien und Iran wäre, haben aber nicht mit einer aktiven Rolle Pekings
               gerechnet. Wer hätte gedacht, dass ausgerechnet China die Verhandlungen über die Ziellinie
               führt? Wobei man auch sagen muss, dass andere Akteure hier schon einiges an Vorarbeit
               geleistet hatten, was Vermittlungen angeht, vor allem der Irak. Aber hier hat sich
               durchaus etwas verschoben. Peking hat jetzt am Persischen Golf nicht mehr nur wirtschaftliche
               Eisen im Feuer, sondern auch politische. Damit haben wir damals nicht gerechnet.
            

            Stephan Roll: Dass Peking ein wesentlicher Unterhändler bei dieser Annäherung werden könnte, haben
               wir tatsächlich gar nicht in Betracht gezogen. Allerdings sollte Chinas diesbezügliche
               Rolle auch nicht überbewertet werden. Tatsächlich gab es für beide Konfliktakteure
               genügend Anreize, die bilateralen Beziehungen zu verbessern. Peking hatte hier leichtes
               Spiel.
            

            Wie seht ihr eure damalige Aussage »Eine Verständigung zwischen Iran und Saudi-Arabien
                     auf regionale Einflusszonen könnte sich stabilisierend auf den Golf und auch die weitere
                     Region auswirken«? Hat sich an dieser Einschätzung seither etwas geändert, und gegebenenfalls
                     warum? Welche Erwartungen würdet ihr heute formulieren?

            Azadeh Zamirirad: Zunächst einmal haben wir es beim Abkommen vom März 2023 ja in erster Linie mit der
               Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen zu tun und weniger mit klar definierten
               Einflusszonen, wie wir sie in unserem Szenario beschrieben hatten. Wobei sich beide
               Parteien dabei offenbar zur Nichteinmischung in innere Angelegenheiten bekannt haben
               – das hatten auch wir in unserem Szenario als wesentliche Komponente genannt.
            

            Stephan Roll: Ich denke, der Jemen ist ein gutes Beispiel für mögliche stabilisierende Effekte.
               Sicherlich hat die Annäherung dazu beigetragen, dass sich der Konflikt zwischen Saudi-Arabien
               und den jemenitischen Huthis ein gutes Stück entspannt hat. Seit 2023 verhandeln beide
               Seiten direkt miteinander, und es gibt einen – wenn auch brüchigen – Waffenstillstand.
               Das spricht natürlich nicht für regionale Einflusszonen von Saudi-Arabien und Iran,
               aber um die ging es bei dem Abkommen vom März auch gar nicht.
            

            Azadeh Zamirirad: Neben Jemen gibt es auch noch andere Beispiele. Wir sehen die sicherheitspolitischen
               Auswirkungen einer saudisch-iranischen Normalisierung auch im derzeitigen Nahostkonflikt.
               Iran-nahe Milizen haben seit dem 7. Oktober sowohl israelische als auch US-amerikanische
               Ziele in der Region ins Visier genommen, aber es gab keine Angriffe auf Saudi-Arabien
               oder etwa die Vereinigten Arabischen Emirate, auch nicht von Seiten der Huthis. Das
               hätte ohne dieses Abkommen auch anders verlaufen können.
            

            Inwieweit traf eure damalige Annahme zu, dass eine engere Sicherheitskooperation zwischen
                     Israel und Saudi-Arabien bei einer iranisch-saudischen Entspannung kaum vorstellbar
                     wäre? Und mit Blick auf heute: Welche Folgen könnte die aktuelle Verschärfung des
                     Nahostkonflikts haben? Der Überfall der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 wird auch
                     als Reaktion auf die Gespräche zwischen Israel und Saudi-Arabien interpretiert.

            Stephan Roll: Hier lagen wir nicht richtig. Tatsächlich haben die vergangenen Monate gezeigt, dass
               die Annäherung zwischen Teheran und Riad keine signifikanten Folgen für das Verhältnis
               zwischen Israel und Saudi-Arabien hatte. Dafür agieren alle Akteure in der Region
               viel zu transaktional und in gewisser Weise unideologisch. Entsprechend ist es auch
               keineswegs ausgemacht, dass der gegenwärtige Krieg zwischen Israel und der Hamas die
               saudisch-israelische Annäherung beendet.
            

            Azadeh Zamirirad: Ja, in dem Punkt lagen wir daneben. Aus heutiger Sicht würde ich selbst bei einem
               weiter reichenden saudisch-iranischen Abkommen nicht mehr davon ausgehen, dass dadurch
               eine engere Sicherheitskooperation zwischen Saudi-Arabien und Israel automatisch ausgeschlossen
               wäre.
            

            Wie bewertet ihr die parallele Aufnahme von Iran und Saudi-Arabien in die Staatengruppe
                     BRICS? Ist dies als Abgrenzung gegenüber den USA bzw. dem »Westen« zu verstehen?

            Azadeh Zamirirad: Für Saudi-Arabien sicher nicht. Man sollte nicht vergessen, dass wir es hier lediglich
               mit einem Normalisierungsabkommen zwischen Riad und Teheran zu tun haben. Hier ist
               keine Allianz entstanden, schon gar keine antiwestliche. Auch in dem Szenario, das
               wir damals entworfen haben, sind wir nicht etwa von einer strategischen Partnerschaft
               ausgegangen.
            

            Stephan Roll: In jedem Fall dürfte es die Annäherung zwischen Iran und Saudi-Arabien begünstigt
               haben, dass die beiden Staaten in die Gruppe aufgenommen wurden. Andernfalls hätte
               BRICS einen gefährlichen zwischenstaatlichen Konflikt mitübernommen, der die Zusammenarbeit
               in dem Verbund womöglich extrem erschweren würde. Ich würde die parallele Aufnahme
               aber nicht als Abgrenzung oder gar Teil einer Blockbildung deuten. Wie gesagt: Die
               Staaten agieren sehr transaktional und halten sich Optionen gegenüber allen Seiten
               offen.
            

            Seht ihr eure damalige Empfehlung aufgegriffen, wonach Deutschland und die EU »den
                     Golf als politische Gesamtheit in strategische Kalkulationen« einbeziehen sollten?
                     Welche Empfehlungen würdet ihr heute abgeben?

            Stephan Roll: Zur ersten Frage – nein. Daher gilt diese Empfehlung noch immer. Uns geht es dabei
               nicht so sehr darum, eine umfassende, einheitliche Strategie für die Golfregion zu
               entwickeln. Vielmehr ist uns wichtig, dass ein Verständnis dafür entsteht, wie sehr
               die regionalen Dynamiken auch Rückwirkungen auf unsere bilateralen Beziehungen zu
               einzelnen Staaten dort haben können.
            

            Azadeh Zamirirad: Dem kann ich mich nur anschließen. Und die politische Realität ist mittlerweile so,
               dass ein vornehmlich bilaterales Verständnis von Außenpolitik den Komplexitäten der
               Region nicht mehr gerecht wird.
            

            Herzlichen Dank!

            Die Fragen stellte Lars Brozus.
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               Abkürzungen

               

               
                  
                     
                        
                           	
                              ACT

                           
                           	
                              Accountability, Coherence and Transparency Group

                           
                        

                        
                           	
                              AfD

                           
                           	
                              Alternative für Deutschland

                           
                        

                        
                           	
                              AHHEG

                           
                           	
                              Arctic Human Health Expert Group (Expertengruppe für die menschliche Gesundheit in
                                 der Arktis)
                              

                           
                        

                        
                           	
                              AMIS

                           
                           	
                              Agricultural Market Information System

                           
                        

                        
                           	
                              AU

                           
                           	
                              Afrikanische Union

                           
                        

                        
                           	
                              BMEL

                           
                           	
                              Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

                           
                        

                        
                           	
                              BMG

                           
                           	
                              Bundesministerium für Gesundheit

                           
                        

                        
                           	
                              BMZ

                           
                           	
                              Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

                           
                        

                        
                           	
                              BRICS

                           
                           	
                              Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika

                           
                        

                        
                           	
                              CDC

                           
                           	
                              Centers for Disease Control and Prevention

                           
                        

                        
                           	
                              COPUOS

                           
                           	
                              Committee on the Peaceful Uses of Outer Space (Ausschuss für die friedliche Nutzung
                                    des Weltraums)

                           
                        

                        
                           	
                              EC

                           
                           	
                              European Commission (Europäische Kommission)

                           
                        

                        
                           	
                              EKR

                           
                           	
                              Europäische Konservative und Reformer

                           
                        

                        
                           	
                              EP

                           
                           	
                              Europäisches Parlament

                           
                        

                        
                           	
                              ESA

                           
                           	
                              European Space Agency (Europäische Weltraumagentur)

                           
                        

                        
                           	
                              EU

                           
                           	
                              Europäische Union

                           
                        

                        
                           	
                              EuGH

                           
                           	
                              Europäischer Gerichtshof

                           
                        

                        
                           	
                              EU SST

                           
                           	
                              EU Space Surveillance and Tracking

                           
                        

                        
                           	
                              EVP

                           
                           	
                              Europäische Volkspartei

                           
                        

                        
                           	
                              FAO

                           
                           	
                              Food and Agriculture Organization of the United Nations

                           
                        

                        
                           	
                              FPÖ

                           
                           	
                              Freiheitliche Partei Österreichs

                           
                        

                        
                           	
                              Frontex

                           
                           	
                              European Border and Coast Guard Agency (Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache)

                           
                        

                        
                           	
                              G4

                           
                           	
                              Brasilien, Deutschland, Indien, Japan
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